
AUSGABE 1/2010

Zeitschrift des Mietervereins zu Hamburg von 1890 r.V. · Landesverband im Deutschen Mieterbund · C 11622 
F

Quartier im Wandel: Quartier im Wandel: 

St. Pauli St. Pauli 
zwischen Kult zwischen Kult 
und Kommerzund Kommerz

Dichtung und Wahrheit: Mietnomaden 
Verschenkte Standorte: Büroleerstand 
Barmbek: Ein Stadtteil verödet 



Hirschberg Umzüge & Transporte e.K.

22089 Hamburg
Wandsbeker Chaussee 116

☎ 040 - 209 77 164

hanseatisch gründlich

Privat und Gewerbe

Haushaltsauflösungen

Einlagerung + Kartons

Montagen + Packarbeit

günstig + kurzfristig

www.hamburger-umzug.de

Umzüge – perfekt für Ihren Anspruch

Flexibilität,
Schnelligkeit,
scharf 
kalkulierter Preis!

Europaweit!

Helmut 
Bewernick
Geschäftsführer

Michael 
Bewernick
Geschäftsführer

IHR MÖBELTRANSPORT-FACHBETRIEB

7TAGE DIE WOCHE – KOSTENLOSE RUNDUM-BERATUNG!

UNSERE LEISTUNGEN:

Transporte und Umzüge aller Art
Verkauf und Verleih von Umzugsbedarf
Bilderschienensysteme für Privat +
Gewerbe, Verkauf + Montage
Umweltfreundlicher Entsorgungsservice
Unverbindliche Besichtigung und
Kostenvoranschlag sind selbstverständlich
Abrechnung auch über Sozialamt,
Arbeitgeber und Bundeswehr

Fuhlsbüttler Str. 248 –250 · 22307 Hamburg

040/6915151
und 040/691 5101 · Fax: 040/697 91 323

Preisnachlass für Wohnungsumzüge! 
Die auf dieser Seite genannten Umzugsunternehmen gewähren 

Mitgliedern des Mietervereins zu Hamburg einen Nachlass von zehn Prozent auf 
den Umzugspreis, wenn vorher der Mitgliedsausweis vorgelegt wird!

Mitglied werden, Mitglieder werben – es lohnt sich! 
Genießen Sie die Vorteile einer starken Gemeinschaft und freuen Sie sich auf eine 

Prämie als Dankeschön für jedes neue Mitglied. Coupon auf Seite 17

 2 · MieterJournal 01/2010



IN EIGENER SACHE

 3 Editorial
 4 Neuer Internetauftritt, 
  Außenstellenänderung
 17 Beitrittserklärung

REPORTAGEN

 5 Barmbek verödet 
 6  St. Pauli: Vom Schmuddelviertel 

zum In-Quartier
 10  Verschenkte Standorte: 

Büroleerstand 
 24  Nebenkosten-Skandal: 

DRK überrumpelt Senioren

RECHTSPRECHUNG

 11 BGH-Urteile, Folge 27
 12 Miete-Abbuchung
 13 Urteilseiten zum Herausnehmen 

AUS DER MIETERZEITUNG DES DMB

 19  Mietnomaden: 
Dichtung und Wahrheit

 20  Interview: Mietgerichtstags-Chef 
Ulf Börstinghaus 

 21 Dauerbaustelle Hartz IV

SERIEN

 22  Wie würden Sie entscheiden: 
Streitfall Gartennutzung 

 23  Historische Mietverträge (6): 
Die 1950er Jahre 

 25  Das Porträt: Maria Meier-Hjertquist, 
Osdorfer-Born-Aktivistin

VERMISCHTES

 26  Wohnungsauflösung durch die 
Erben

 27  EU will Hausumbau für Behinderte 
zur Pflicht machen

 28 Hamburger Architekturjahrbuch 
 29  Lärm: Auswertung der 

Mieterverein-Umfrage
 30  Buchtipp: Weltbekannte 

Einkaufsmeile Mönckebergstraße, 
Leserbriefe

DIE LETZTE SEITE

 31 Rätsel, Miete-Witz, Impressum

TITELBILD

Bernhard-Nocht-Straße/ 
Ecke Davidstraße: 

Neues und altes 
St. Pauli treffen aufein-

ander. Foto: WHD

Liebe Mitglieder im Mieterverein zu Hamburg,
liebe Leserinnen und Leser,

N omaden sind ein Hirten- und Wan-
dervolk. Ausgerechnet diese netten 
und harmlosen Menschen werden 

bemüht, den Mietern eins auszuwischen! 
So geistert seit einiger Zeit der Begriff 
der „Mietnomaden“ durch die deutschen 
Lande. Es handelt sich um Betrüger, die 
Wohnungen mit dem Vorhaben anmieten, 
jedwede Mietzahlung zu vermeiden.

Es gibt tatsächlich einige davon. 
Seriöse Schätzungen gehen von ca. 1.000 
aus, eine angesichts der gut 25 Millionen 
brav ihre Miete zahlenden 
Mieterhaushalte verschwin-
dend geringe Zahl. Ein Jour-
nalist meinte neulich, dass 
ein „Mietnomade“, wenn er 
denn bekannt wird, durch 
die deutsche Presseland-
schaft gejagt wird „wie die 
Sau durchs Dorf “. Hinter 
dem Aufbauschen dieses 
Phänomens steckt Methode. Die Organi-
sationen der Vermieter nehmen dieses zum 
Anlass für Forderungen, das Mietrecht zu 
Lasten der Mieter zu verschärfen. 

Damit aber nicht genug: Wenn man 
schon dabei ist – und die derzeitige Regie-
rungskoalition scheint ein guter Steigbügel-
halter dieser Forderungen zu sein –, kann 
man auch gleich weitere Einschnitte in 
das soziale Mietrecht planen. Beispielhaft 
ist das Verbot einer Mieteminderung bei 
energetischen Haussanierungen. Obwohl 
das Blödsinn ist: Die Mieter kürzen die 
Miete ja nicht, weil saniert wird, sondern 
weil das Wohnen im Zuge der Arbeiten 
eine Qual wird – wegen des Lärms, weil 
das Haus oft monatelang mit Planen ver-
hängt ist oder die Balkone nicht nutzbar 
sind. 

Einen weiteren Einschnitt in das Miet-
recht stellt die Verkürzung der Kündigungs-
fristen für Vermieter dar. Bislang beträgt die 
Kündigungsfrist gegenüber langjährigen 
Mietverhältnissen bis zu neun Monate. Da 
Mieter in jedem Falle mit Dreimonatsfrist 
ausziehen können, sprechen die Vermieter 
von asymmetrischen und deshalb unge-
rechten Fristen. Diese seit der Mietrechts-
reform 2001 eingeführte Regelung hatte 
aber ihren guten Grund. Mieter müssen 
nämlich oft kurzfristig aus der Wohnung, 
weil sie zum Beispiel einen Arbeitsplatz in 

einer anderen Stadt antreten 
oder weil für Ältere ein Platz 
im Seniorenheim frei gewor-
den ist. Vermieter brauchen 
diese kurze Frist nicht, wis-
sen sie doch in der Regel 
lange im Voraus, dass Sohn 
oder Tochter irgendwann 
die Wohnung benötigen. 
Die lange Kündigungsfrist 

hat also ihre Berechtigung.

Es bleibt zu hoffen, dass die politischen 
Entscheidungsträger das falsche Spiel der 
Vermieterorganisationen erkennen. Sie 
sollten nicht den Fehler begehen, sich mit 
den Mietern – und dem Deutschen Mie-
terbund – anzulegen.

Abschließend eine Notiz in eigener 
Sache. Der Mieterverein zu Hamburg hat 
seine Außendarstellung einem „face lifting“ 
unterzogen: Der Internet-Auftritt www.
mieterverein-hamburg.de ist nun über-
sichtlicher und das Layout des vor Ihnen 
liegenden MieterJournals wurde behutsam 
modernisiert. Ich hoffe, es gefällt Ihnen. 

Ihr Dr. Eckard Pahlke
Vorsitzender MIETERVEREIN ZU HAMBURG 

„Nomaden“ 
und andere 

Geister

EDITORIAL / INHALT
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Bei den Außenstellen des Mieterver-
eins zu Hamburg sind folgende Ände-
rungen eingetreten:

Barmbek-Süd: Wohldorfer Straße 30 
(Stadtteilzentrum Barmbek-Basch), 
jeden 3. MI im Monat, 11 bis 13 Uhr

NEU: Hummelsbüttel: Tegelsbarg 2 b 
(Haus der Jugend), jeden 1. DO im 
Monat, 18.30 bis 20 Uhr

Rothenburgsort: Vierländer Damm 3 
(„Rothenburg“), jeden 3. DO im Monat, 
17 bis 19 Uhr

Bei dieser Gelegenheit weisen wir 
nochmals darauf hin, dass für die Bera-
tungszentren in Altona, Eimsbüttel und 
Harburg jetzt Beratungstermine telefo-
nisch unter 040 / 8 79 79-0 vereinbart 
werden können. Kennen Sie unseren Newsletter?

Außenstellen

Der Mieterverein zu Hamburg versen-
det in loser Folge einen Newsletter 
per E-Mail, der über aktuelle Urteile, 

Wohnungspolitik, Mietertipps und vieles 
mehr berichtet. Der Newsletter kann kos-
tenlos unter www.mieterverein-hamburg.

de/newsletter-abonnieren.html bestellt 
werden. 

Wenn sich Ihre E-Mail-Adresse 
ändert, können Sie sich an derselben Stel-
le ab- und mit der neuen Mail-Verbindung 
anmelden. ፛

Internet-Auftritt des Mietervereins neu gestaltet
(ko/vs) Die Website des Mietervereins zu 
Hamburg wurde von der Online-Agentur 
Dumrath & Fassnacht (D&F) komplett 
überarbeitet und präsentiert sich den 
Nutzern unter der bekannten Adres-
se www.mieterverein-hamburg.de ab 
sofort im neuen Gewande. „Die Website 
hat jetzt ein modernes, übersichtliches 
Design, das mit Bildmaterial aufgelo-
ckert wurde“, sagt D&F-Webdesigner 
Stefan Imhoff. Schauen Sie doch mal 
rein!

ie Seiten sind besser lesbar, die Bebil-
derung führt schneller zu interessan-
ten Mietertipps und Urteilen. Schon 

auf der Startseite wird auf aktuelle Miet-
probleme, Tipps und Rechtsprechung hin-
gewiesen:

•  Zum Auftakt im Januar gab es – passend 
zur Jahreszeit und Wetterlage – Tipps, 
wer für die Schnee- und Eisbeseitigung 
zuständig ist und wie sie zu erfolgen hat. 

•  Ein Urteil des Bundesgerichtshofs verbie-
tet es Vermietern im Regelfall, ihren Mie-
tern im laufenden Mietverhältnis farbliche 
Vorgaben für die Schönheitsreparaturen zu 
machen.

•  Mieter, die erst jetzt ihre Nebenkosten-
abrechnung für das Kalenderjahr 2008 
erhalten, wurden vor einer übereilten 
Nachzahlung gewarnt. 

Die Ratgeber-Seiten wurden übersichtlich 
nach Sachgebieten, z. B. Mieterhöhung oder 
Wohnungsmängel, gegliedert. Eine komfor-
table Suchmaschine erleichtert das Finden.

Die sehr beliebten Merkblätter zu allen 
wichtigen Mietrechtsthemen sind jetzt nach 
Sachgebieten geordnet und dadurch leichter 
zu finden. 

Neu ist auch die Newsfeed-Funktion, 
mit der man automatisch über einen News-
Reader (z. B. den Google Reader) auf neue 
und geänderte Seiten hingewiesen wird. 
Das hilft, bei Recht-
sprechung, Gesetz-
gebung und Miet-
ertipps immer auf 
dem neuesten Stand 
zu sein. „Interessier-
te können jetzt vier 
aktuelle Nachrich-

tenbereiche komfortabel über Newsfeeds 
abonnieren“, erklärt Stefan Imhoff.

Wie bisher finden Sie schon auf der 
Startseite den Einstieg zu unseren Angebo-
ten „MiethöheCheck“ und „HeizCheck“. 
Auch zur Newsletter-Anmeldung und 
dem Newsletter-Archiv finden Sie von der 
Startseite aus. Mit Hilfe des neuen Redak-
tionssystems können die Mitarbeiter des 
Mietervereins nun Artikel, Nachrichten 
oder Antworten auf häufig gestellte Fragen 
selbst verfassen und aktualisieren sowie den 
Newsletter versenden. ፛

IN EIGENER SACHE
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Von Rainer Kreuzer 

Seit der Schließung des Hertie-Kaufhau-
ses im August droht das Zentrum Barm-
beks zu veröden. Aber auch sonst liegen 
Flächen brach, Investoren sind rar. 

I ch finde es schon frustrierend, wie 
grau die Fuhlsbüttler Straße ist“, sagt 
die Barmbeker Mieterin Astrid Darga. 

Als einen Schandfleck sieht Karin Perzel 
das leerstehende Hertie-Kaufhaus: „Es ist 
schon schlimm, wenn man die Müllhalden 
dort sieht.“ Als Verkäuferin im gegenüber-
liegenden Reformhaus weiß sie, was dem 
Stadtteil verloren gegangen ist: „Haus-
haltswaren, Textilien und Kurzwaren: das 
fehlt jetzt alles.“ Der Hertie-Klotz sollte 
schnellstmöglich wieder genutzt werden, 
fordert sie. „Aber bloß keine Billigläden, 
Bäckereien und Handy-Läden. Davon 
haben wir schon genug.“ Besser wären 

„Räume für Kultur, die jeder nutzen kann“, 
plädiert Astrid Darga. „Und ein Café für 
Studenten, damit die nicht erst bis zur 
Schanze fahren müssen.“ 

An der zentralen Einkaufsstraße, der 
Fuhlsbüttler Straße – die Einheimischen 
sagen: „Fuhle“ –  entlang reihen sich 
Backwarenfilialen, Mobilfunkläden und 
Billigshops als drohende Vorboten des 
Niedergangs. Der breiten Durchfahrts-
straße attestiert Caroline Ahrens vom 
Stadtteilbüro Hellbrookstraße ein gewis-
ses „Autobahnflair“, das nicht gerade zum 
Bummeln einlade. Die Geografin betreut 
den gegenwärtigen Sanierungsprozess 
rund um die Fuhle schon seit 2006 und 
kommt im Kernbereich kaum vorwärts. 
Denn neben der Hertie-Misere besteht der 
Makel, dass die Bahn erst im vergangenen 
Herbst damit begonnen hat, den Bahnhof 
Barmbek umzubauen –  obwohl vor allem 

der Busplatz schon seit Mitte der 1990er 
Jahre als Schmuddelecke einen schlechten 
Ruf hat. Noch bis 2014 wird die Großbau-
stelle, so vermutet Ahrens, wesentliche 
Umgestaltungen im Quartier blockieren. 
Das Hertie-Gebäude als Tor zur Fuhle 
sollte nach den Vorstellungen der Sanie-
rungsmanagerin am besten abgerissen und 
durch ein Einkaufszentrum mit Marktstän-
den, „ähnlich wie das Mercado in Altona“, 
ersetzt werden. „Das Modell Kaufhaus hin-
gegen funktioniert heute nicht mehr.“ Doch 
ein solches Projekt werde erst realisierbar 
werden, wenn der neue Bahnhof fertig ist 
und die Fläche des heutigen Busbahnhofs 
zur Verfügung steht. 

„Sehr unzufrieden“ ist auch Pressespre-
cher Peter Hansen vom Bezirksamt Nord 
wegen der langen Verzögerung beim Bahn-
hofsumbau. Für das Hertie-Gebäude hätten 
bereits interessierte Investoren wegen einer 
Nutzung vorgesprochen, doch die jetzigen 
Eigentümer „haben andere Interessen 
als der Bezirk“, bedauert er. Das britisch-
niederländische Unternehmensgeflecht der 
Dawnay Day Group spekuliere auf einen 
möglichst hohen Erlös und habe zum 
Stadtteil keinen Bezug. Der Bezirk hofft 
zumindest auf eine Zwischennutzung.   

Nur wenige Meter vom Bahnhof aus 
in Richtung Süden, gleich hinter der Rei-
sebedarfskette Globetrotter, gammelt eine 
verlassene Gewerbefläche, die der Stadt 
gehört, schon seit Mitte vergangenen Jah-
res vor sich hin. Solange die Investoren rar 
bleiben, favorisiert der Bezirk Nord eine 
Zwischennutzung als Parkplatz. Von Woh-
nungsbau ist keine Rede. Und am Holstei-
nischen Kamp, gleich hinter der U-Bahn 
Hamburger Straße, treten die Planungen 
für eine sinnvolle Nutzung der heutigen 
Pkw-Lagerflächen schon seit Jahren auf 
der Stelle. „Der Platz ist ein Schandfleck. 

Wohnraum wäre hier nötiger“, sagt Anwoh-
ner Michael H. „Und eine Bäckerei, die fehlt 
hier“, ergänzt Nachbarin Liselotte P.

Als einen „positiven Impuls“ wertet 
Peter Heim von der LINKEN im Bezirk 
Nord die aktuellen Bemühungen der Stadt, 
auf dem Teil des Geländes, wo gegenwärtig 
nur Autoschrott lagert, ein Musikerzent-
rum zu errichten. Investoren hätten bereits 
Interesse bekundet. Allerdings müssten, 
so Heim, „dort auch junge Musiker mit 
wenig Geld die Möglichkeit erhalten, die 
Proberäume zu nutzen“. Peter Reinhold 
vom Stadteilbüro Barmbek-Süd erhofft 
sich durch ein Musikerzentrum, sofern es 
tatsächlich entsteht, „eine gute Belebung 
für den Stadtteil“. Neue Läden und ein 
kulturell orientiertes Publikum könnten 
das Flair des Stadtteils deutlich verbes-
sern und einer Verödung entgegenwirken. 
Allerdings: Eine Gentrifizierung wie etwa 
in St. Georg wünscht sich in Barmbek nie-
mand. ፛

„Nicht noch’n Handyladen…“

STADTTEILBÜRO BARMBEK-SÜD

im Barmbek-Basch – Zentrum für 
Kirche, Kultur und Soziales 

Wohldorfer Straße 30
22081 Hamburg

Tel.: 040/519008055
www.barmbek-sued.de

STADTTEILBÜRO BARMBEK-NORD

BIG-Städtebau GmbH
Hellbrookstraße 57

22305 Hamburg
Tel.: 040/611300-42

www.barmbek-nord.info

BARMBEK

Von links nach rechts: Sanierungsmanagerin Caroline Ahrens hofft auf besseren Ladenmix in der 
„Fuhle“. Ein Autoschrottplatz in Barmbek-Süd verschandelt den Stadtteil. 

Die Eigentümer des Hertie-Klotzes haben keine Interesse an Barmbek. Fotos: Kreuzer
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Von Volker Stahl

Der einstige Arme-Leute-Stadtteil St. 
Pauli wandelt sich zum Wohnquartier für 
Besserverdienende. Marode Altbauten 
werden bis 2013 saniert, das historische 
Brauereiviertel mit Hotels und exklusiven 
Wohnungen aufgeschickt und am Anfang 
der Reeperbahn locken bald „tanzende 
Türme“ die Touristen. 

St. Pauli – Kalter Wind in Hamburgs 
größten Partykeller“, überschrieb 
eine große Hamburger Tageszeitung 

1997 ihren Bericht über den weltbekannten 
Stadtteil. Die Rede war von rivalisierenden 
Zuhälterbanden und Drogengeschäften. Das 
berühmte Hafenkrankenhaus hatte gera-
de seine Pforten geschlossen, das Aus für 
die Bavaria-Brauerei nach 350 Jahren war 
beschlossene Sache. Zahlreiche Immobilien 
an der Reeperbahn standen leer, viele Woh-
nungen zwischen Hafenstraße und Neuem 
Pferdemarkt waren heruntergekommen. Von 
„sozialem Sprengstoff “, der bald detoniere, 
war die Rede. Ende 1996 lebte jeder sechste 
der 31.385 Einwohner von Sozialhilfe, viele 
Billighotels waren mit Flüchtlingen belegt, 
Arbeits- und Obdachlosigkeit nahmen zu, 
die Kriminalitätsrate wuchs bedrohlich. 

Der Senat zog damals die Notbremse 
und erklärte „St. Pauli S5 Wohlwillstraße“ 
zum Sanierungsgebiet. Und leitete so den 

Wandel ein, der von der Stadtentwick-
lungsgesellschaft (Steg) im Auftrag der 
Stadt moderiert wird.  „1997 kennzeich-
nete eine marode Altbaustruktur mit alten 
Wasserleitungen und defekten Heizungs-
anlagen das Gebiet, es gab keine Wärme-
dämmung“, sagt die Steg-Quartiersma-
nagerin Ingrid Schneider, „die Altbauten 
wollte die Stadt aber unbedingt schützen, 
um den Charakter des Viertels zu erhal-
ten.“ Zu den begleitenden Maßnahmen 
gehörte das Verschwinden der Bordelle 
am Hamburger Berg und in der Paul-
Roosen-Straße, der Drogenhandel dort 
wurde unterbunden. „Der Bezirk Mitte hat 
konsequent durchgegriffen“, sagt Schnei-
der, „die Anwohner profitieren von dieser 
Entwicklung.“ 

„Der Bezirk Mitte hat 
konsequent durchgegriffen“

Ingrid Schneider, Steg-Quartiersmanagerin

Die Zahl der Wohnungen stieg im 
Sanierungsgebiet von 3.759 im Jahr 1997 auf 
3.929 im Dezember 2009. Bis 2013 sollen 
450 neue Wohnungen entstanden und 290 
mithilfe öffentlicher Förderung saniert sein. 
Bereits heute erstrahlt das Gebiet zwischen 
Reeperbahn, Otzenstraße, Kleiner Freiheit 
und Detlev-Bremer-Straße in neuem Glanz. 
Auch die andere Seite der Reeperbahn hat 
sich stark verändert. Auf dem Gelände der 
ehemaligen Bavaria ist, flankiert vom neuen 
Empire Riverside Hotel, ein neues urbanes 
Quartier entstanden. Einen Steinwurf von 
der berühmt-berüchtigten Hafenstraße ent-
fernt ist das umstrittene Bernhard-Nocht-
Quartier (BNQ) im Werden. Das neue 
Entrée der Reeperbahn werden ab 2012 die 
„tanzende Türme“ genannten Bürohoch-
häuser von Stararchitekt Hadi Teherani 
bilden, zusammen mit dem benachbarten 
quarzsteinfarbenen Hotel Onyx.

Das Schmuddelimage des Stadtteils dürf-
te dann endgültig der Vergangenheit ange-
hören – mit der Folge dramatisch steigender 
Mieten. Die aktuelle Marktmiete aller in St. 
Pauli angebotenen Wohnungen, darunter 
Neubauten, beträgt laut einer Studie des 
Hamburger Immobilienforschungsinstituts 
F+B durchschnittlich 10,22 Euro pro Qua-
dratmeter. Damit gehört das Rotlichtvier-
tel zu den Top Ten in der Hansestadt und 
bewegt sich auf dem Niveau von Eppendorf, 
Uhlenhorst und Groß Flottbek. „Auf dem 

ST. PAULI

Vom Schmuddelviertel zum In-Quartier

„
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Neuvermietungsmarkt sind die Sprünge 
überdeutlich. Die Mieten sind explodiert“, 
sagt Institutsmitarbeiter Andreas Riedel: 
„Die Vermieter werden jede Wohnung los 
– der Preis spielt keine Rolle mehr.“

Beispiel Bavaria-Quartier: Die durch-
schnittliche Miete für die am Elbrand 
gebauten Genossenschaftswohnungen 
beträgt elf Euro pro Quadratmeter, privat 
vermieteter Wohnraum kostet dort über 15 
Euro. Laut F+B stellt sich rechts und links 
der Reeperbahn ein „sehr rascher Vermie-
tungserfolg“ ein. „St. Pauli zeigt sich als 
echter Gewinner-Stadtteil“, bilanziert F+B-
Geschäftsführer Dr. Bernd Leutner und 
attestiert dem Stadtteil eine „interessante 
Marktprognose“. 

St. Pauli ist hip. Der vor 20 Jahren zum 
Studieren nach Hamburg gezogene Andy 
Grote hat den Wandel hautnah miterlebt. 
Der 41-jährige Jurist, der für die SPD in 
der Hamburgischen Bürgerschaft sitzt, lebt 
seit zehn Jahren in St. Pauli. „Der Stadtteil 
hat sich seit meinem Zuzug überwiegend 
positiv verändert“, sagt Grote: „Es ist viel 
Gebäudebestand saniert worden, darunter 
in der Substanz gefährdete Altbauten.“ Zwar 
gebe es immer noch günstige Wohnungen 
wie die in der Wohlwillstraße 19-23, die sich 
im Treuhand-Eigentum der Steg befinden 
und für 5,20 Euro pro Quadratmeter weit 
unter Marktpreis vermietet werden. Aber 
das sei nun die Ausnahme: „St. Pauli ist 
mittlerweile ein gespaltener Stadtteil.“

„St. Pauli ist doch kein 
Disneyland“

Andy Grote, Bürgerschaftsabgeordneter (SPD)

Was der Politiker meint: Hier die 
Armen, meist Hartz-IV-Empfänger, die 
immer noch 20,6 Prozent der Bevölke-
rung ausmachen (Hamburg insgesamt: 
13 Prozent); dort die Gutverdiener, meist 
Singles, die teure Mietwohnungen oder 
eine der rund 300 Eigentumswohnun-
gen beziehen. Ein Blick in den Immobi-
lienteil des Hamburger Abendblatts gibt 
einen Fingerzeig. „St. Pauli. Seilerstraße 
22: mittendrin!“, lockt die GS-Bau GmbH 
potenzielle Interessenten ins neu gebaute 
„Haus Pauli – mit Blick auf ’s Operetten-
haus“. Eine 88 Quadratmeter große Drei-
Zimmer-Wohnung kostet 306.000 Euro. 
Für diesen Preis gibt’s es im „Wohnpark 
Blankenese“ eine doppelt so große Woh-
nung.

„Das Schlimmste ist 
der Schlager-Move“

Ralph Haiber, Mario Minelli (rechts), Kiezbewohner

Alteingesessene wie der Ex-Punker 
Mario Minelli, der seit 20 Jahren in St. Pau-
li lebt und dort den Plattenladen „Freiheit 
und Roosen“ betreibt, reiben sich die Augen 
angesichts der Entwicklung, die Soziologen 
als „Gentrifizierung“ bezeichnen. Minelli 
wohnt seit fünf Jahren mit Frau und Kind auf 
96 Quadratmetern in der Seilerstraße und 
bezahlt inklusive Nebenkosten rund 1.200 
Euro. Er ist trotzdem zufrieden: „Für die 
hohe Miete bekommt man auch etwas. Das 
Haus wird gut instandgehalten, der Zusam-
menhalt der Bewohner ist vorbildlich. Wir 
wohnen dort sehr gerne.“ Nervig sei nur der 
„Sauftourismus“, der „unheimlich stark“ 
zugenommen habe. „Das Schlimmste ist 
der Schlager-Move“, sagt Minelli, „dagegen 
waren unsere Punkerpartys in den 1980er 

Die Reeperbahn entwickelt sich trotz einiger Schmuddelecken immer weiter zum Veranstaltungsgebiet; mehr und mehr Open-Air-Events finden zum 
Leidwesen der Anwohner statt. In der Bernhard-Nocht-Straße soll das umstrittene Luxus-Quartier entstehen.

Linke Seite: Großbaustelle an der Reeperbahn, hier entstehen Teheranis „tanzende Türme“. Fotos (6): stahlpress Medienbüro  
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Die Mieten steigen in Hamburg weiter 
– besonders in begehrten Stadtteilen wie St. 
Georg, St. Pauli und dem Schanzenviertel. 
Was läuft dort falsch?

Der Senat hat mit seiner wechselnden 
parteipolitischen Zusammensetzung die 
Entwicklung gerade in diesen Vierteln in 
den vergangenen zehn Jahren bewusst so 
gefördert. Höchstgebotsverfahren wie im 
Falle der ehemaligen Schule Koppel 96/98 in 
St. Georg, das Empire-Riverside-Hotel in St. 
Pauli, der Mövenpick-Hotel im ehemaligen 
Wasserturm im Schanzenviertel etc. – immer 
haben der Bezirk und der Senat ihre Finger 
im Spiel gehabt, um diese Quartiere massiv 
aufzuwerten.

Was passierte in den Vierteln?
Es ging den Regierenden einerseits 

darum, soziale Problemgebiete und politi-
sche Gegenwehr auszutrocknen. Anderer-
seits sollte gerade hier der Boden bereitet 

werden für die Aufschickung zugunsten 
einer „kreativen“, oftmals gutverdienen-
den Schicht. Überdimensionierte Büro- 
und Hotelbauten, steigende Mieten, eine 
große Anzahl umgewandelter bzw. neu 
gebauter, überwiegend hochpreisiger 
Eigentumswohnungen und die damit 
einhergehende Verdrängung von einge-
sessenen Mietern sowie Kleingewerbetrei-
benden waren die Folge. 

Wie kann man gegensteuern?
Abgesehen davon, dass man bereits vor 

zehn Jahren hätte nachhaltig gegensteuern, 
also eine andere Stadtteilentwicklungspo-
litik im Interesse vor allem der Wohnbe-
völkerung und nicht der Rendite betrei-
ben müssen, heißt es jetzt, und zwar unter 
Hochdruck, alle vorhandenen Instrumente 
zum Schutze der verbliebenen Strukturen 
anzuwenden. Bei den jetzt geprüften sozi-
alen Erhaltungssatzungen samt Umwand-
lungsverordnung muss darauf geachtet 
werden, ihren Einzugsbereich möglichst 
groß zuzuschneiden. Weitere gewerbli-
che Großprojekte müssen unterbleiben, 
vielmehr steht jetzt die Stabilisierung des 

INTERVIEW: DR. JOACHIM BISCHOFF

St. Pauli nicht den Wölfen des freien Marktes überlassen

Jahren Kindergeburtstage.“ Lärm, vollu-
rinierte Eingänge und Rinnsale, die über 
die Bürgersteine mäanderten – „alles, was 
dumm und scheiße ist, findet mittlerweile 
hier statt“, attestiert die Kiez-Subkultur-
Ikone Rocko Schamoni.   

Andy Grote formuliert seine Kritik 
behutsamer: „St. Pauli war immer ein Ver-
gnügungsviertel, aber die Bespaßung hat 
bisher hinter den Türen stattgefunden. Jetzt 
wird es mit den ganzen Open-Air-Events 
langsam zu viel – St. Pauli ist doch kein 
Disneyland.“ Das besondere Flair entstehe 
aus der Mischung von Wohnquartier und 

Vergnügungsmeile, sagt Grote: „Wenn das 
verloren geht, gibt es ein Problem.“ Einer, 
der für die Spaßkultur und Kommerziali-
sierung des Stadtteils steht wie kein anderer, 
ist der Theaterbesitzer und Präsident des FC 
St. Pauli, Corny Littmann. In einer von der 
Hamburger Tourismus GmbH herausge-
gebenen Broschüre lobpreist Littmann St. 
Pauli als „das Herz von Hamburg“, an des-
sen wildem Schlag sich der Besucher noch 
lange erinnern werde. Grote sieht die PR des 
Betreibers von Schmidt’s Tivoli und zahl-
reicher anderer Lokalitäten nüchtern: „Litt-
mann hat sich nie für die Bewohner interes-

siert. Wenn er seine Ruhe haben will, kann 
er sich auf sein Landhaus zurückziehen, was 
den meisten Bewohnern verwehrt ist.“

Den Künstler Christoph Schäfer „regt 
auf, dass neoliberale Politiker und Inves-
toren hier weiter machen, als sei nicht 
geschehen.“ Die Aktivitäten der Immobili-
en-Branche bezeichnet der Bildhauer und 
Videokünstler als „business punk“ – getreu 
dem Motto: „in der Krise nicht umdenken, 
sondern einfach weitermachen“. Schäfer 
ist einer der Sprecher der Initiative „Stadt 
für alle“. Er kämpft unter dem Schlachtruf 
„Recht auf Stadt“ gegen die privatwirt-

Zur Person: Der Ökonom und Sozialwissen-
schaftler Dr. Joachim Bischoff lebt seit 1974 im 
Stadtteil St. Georg. Der heute 66-Jährige arbei-

tet als Lektor und Journalist, ist Mitherausgeber 
der Zeitschrift Sozialismus. Seit 2008 gehört er 

als Abgeordneter der Partei DIE LINKE der Ham-
burgischen Bürgerschaft an. In seiner Fraktion 
ist Bischoff Fachsprecher für Haushalt/Finan-

zen, Stadtentwicklung und Sport.

Fragen: Volker Stahl

Anwohner und Sympathisanten protestieren gegen spekulationswütige Immobiliengesellschaften. Fotos (5): stahlpress Medienbüro
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Mietwohnungsmarktes und der Neubau vor 
allem von Sozialwohnungen an. Die SAGA 
muss endlich wieder eine sozial orientier-
te Vermietungspolitik realisieren, auslau-
fende Sozialbindungen müssen verlängert 
werden. 

Besonders prekär ist die Situation in St. 
Pauli. Dort sind die Preise bei Neuvermie-
tungen binnen weniger Jahre stark gestiegen. 
Was bedeut das für den Stadtteil?

Laut Berechnungen des Forschungs-
instituts F + B sind die Marktmieten in St. 
Pauli von 2005 bis 2008/2009 um 28 Pro-
zent gestiegen, die höchste Steigerungsrate 
in Hamburg überhaupt. Die Auswirkungen 
liegen auf der Hand: St. Pauli wird teurer, 
viele Menschen müssen wegziehen, weil sie 
sich die Miete nicht mehr erlauben können. 
Hauptverlierer in diesem Verdrängungs-
kampf sind die so genannten Ausländer – 
ihre Zahl hat in St. Pauli von 9.125 im Jahre 
2000 auf 5.528 in 2008 abgenommen –, die 
Familien mit Kindern, die älteren Mitbür-
ger, die Menschen mit wenig Einkommen 
und dem einen oder anderen Handicap.

Früher haben Patriarchen wie der ver-
storbene Immobilienkönig Bartels die Mieten 
auf dem Kiez im Rahmen gehalten. Gilt das 
auch für die Erbengeneration?

Soweit mir bekannt, haben viele Erben 
nicht mehr den Bezug zu den im Famili-
enbesitz befindlichen Häusern, sie woh-
nen im Normalfall längst nicht mehr vor 
Ort, der Bezug zum Quartier ist abhanden 
gekommen. Flankiert von entsprechenden 
Aufschickungsmaßnahmen der Stadt und 
einer zunehmend in die City drängenden 
Klientel aus Partygänger, Gutverdienenden 
und „Kreativen“, hat sich bei vielen sicher 
die Haltung durchgesetzt, dass man mit 
Grundstücken und Gebäuden viel Geld 
machen kann. Stadtraum ist dadurch immer 
stärker zum Renditeobjekt verkommen – 
für den Senat selbst, der viele Grundstücke 
im Höchstgebotsverfahren verkauft hat 
und sein Wohnungsunternehmen SAGA 
dazu verdonnert, 500 Millionen Euro an 
das Stadtsäckel abzuführen statt Wohnun-
gen neu zu bauen, aber auch für die priva-
ten Grund- und Hauseigentümer. Die im 
Grundgesetz vorgesehene soziale Verant-
wortung des Eigentums ist mehr denn je 
zur Farce geworden. 

Trotz der notwendigen Sanierung des Alt-
baubestands ist St. Pauli noch nicht so schick 
wie das Schanzenviertel. Kommt das noch?

Wird nicht mit den vorhandenen bzw. 
erst noch zu schaffenden Instrumenten 
staatlicherseits gegengesteuert, wird St. 

Pauli den Wölfen und Immobilisten des 
„freien Marktes“ überlassen, dann sehe ich 
schwarz für die Zukunft St. Paulis und in 
weiterer Zukunft auch für andere, innen-
stadtnah gelegene Stadtteile. Die Sanierung 
maroder Gebäude ist nötig, aber überfällige 
Instandhaltungsmaßnahmen dürfen nicht 
von massenhaften Luxusmodernisierungen 
und Umwandlungen abgelöst werden.

Ist das ein Plädoyer für die bewusste Bei-
behaltung einiger Schmuddelecken in Sanie-
rungsgebieten?

Es gilt meines Erachtens zu begreifen, 
dass wir nicht lauter geleckte Viertel und 
ein anderes Image brauchen. Wir müssen 
besonders St. Pauli als einen geradezu tra-
ditionellen Ort erkennen, dessen buntes 
soziales Gemisch seinen Charme erst aus-
macht. Die Verdrängung der weniger gut 
Situierten durch eine teilweise erheblich 
einkommensträchtigere Klientel an die 
Peripherie der Stadt muss endlich gestoppt 
werden. Und zugleich müssen wir den Blick 
auf die benachteiligten Viertel vorrangig im 
Hamburger Osten richten und dort Armut 
und Perspektivlosigkeit bekämpfen. Die 
segregierte Metropole – in der Innenstadt 
die Reichen, an den Rändern die Armen 
– ist eine unsoziale, undemokratische 
Schreckens vision.

schaftliche Aneignung urbaner Räume und 
für mehr Bürgerbeteiligung – manchmal 
mit unkonventionellen Mitteln. Im Feb-
ruar trommelte die Ini hundert Aktivisten 
zusammen, um eine Tagung von Vertretern 
der Stadt und der Immobilienwirtschaft vor 
dem Empire-Riverside-Hotel mit psyche-
delischen Klängen zu beschallen. Erklärtes 
Ziel: Die „verrückten“ Immobilienexperten 
einer „Karma-Reinigung“ zu unterziehen 
und zum Umdenken zu bewegen.   

„Wir lassen uns nicht 
mehr alles gefallen“

 Gernot Krainer, Betreiber des Hotels „Kogge“

Gernot Krainer, Betreiber des Musi-
ker-Hotels „Kogge“ in der Bernhard-
Nocht-Straße ist ein Opfer des zügellosen 
Immobilien-Booms in St. Pauli: „Meinem 
Vermieter geht es nur darum, uns rauszu-
kriegen. Erst hat er es mit einer hundert-
prozentigen Mieterhöhung versucht, dann 

mit einer Räumungsklage.“ Die erste Run-
de hat Vermieter Uli Scheibe verloren, jetzt 
muss das Oberlandesgericht entscheiden. 
Im Fokus der Recht-auf-Stadt-Bewegung 
befindet sich auch das Immobilienunter-
nehmen Köhler & von Bargen, das in der 
Bernhard-Nocht-Straße mehrere Häuser für 
knapp fünf Millionen Euro erworben. Köh-
ler & von Bargen will auf 15 Grundstücken 
mit einer Fläche von 7.000 Quadratmetern 
rund 80 Luxuswohnungen entstehen las-
sen, hat die Initiative NoBNQ recherchiert. 
„Die werden einen Riesenreibach machen“, 
sagt Krainer. Das Engagement gegen die 
Spekulation am Hafenrand bezeichnet der 
Gastronom als „Grundsatzgefecht“, das ein 
wichtiges Signal aussende: „Wir lassen uns 
nicht mehr alles gefallen.“ 

Die zuständigen Politiker sind alarmiert 
und wollen Luxussanierungen mit der Ein-
führung der Sozialen Erhaltungsverordnung 
mitsamt Umwandlungsverbot einen Riegel 
vorschieben. „Es muss auf St. Pauli weiter 
eine Mischung von Jung und Alt, von Arm 
und Reich, Deutsch und Nicht-Deutsch, 
Wohnen und Vergnügen geben“, sagt Mar-
kus Schreiber, Leiter des Bezirksamtes 
Mitte. Mit der kürzlich von der Bezirksver-
sammlung einstimmig beschlossenen  und 
von der Stadtentwicklungsbehörde abzu-
segnenden Erhaltungsverordnung soll der 
„Yuppiesierung“ entgegengewirkt werden, 
denn, so der Sozialdemokrat: „Das schöne 
alte St. Pauli verschwindet langsam.“ ፛

Solche einzigartigen Institutionen wie das 
skurrile Museum in der Bernhard-Nocht-Straße 

wird es nach dem Willen der Investoren wohl 
bald nicht mehr geben.

ST. PAULI
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(vs) Während der Senat sich über jedes 
neue Büro freut, liegt der Wohnungsbau 
brach.

Wer mit dem Auto durch Hamburg 
fährt, dem fallen sie unweigerlich 
auf: Fast an jeder Straßenecke prei-

sen großflächige Plakate freien Büroraum 
an, besonders in der Innenstadt – an der 
Caffamacherreihe sind „Top-Büros druck-
frisch zu vermieten“, am Valentinskamp 
lockt eine dunkelhaarige Schöne mit einem 
einladenden Lächeln in „City-Büros zum 
Wohlfühlen“ und am Dammtorwall sind 
Arbeitsräume sogar „provisionsfrei“ zu 
vermieten. 

In anderen Großstädten sieht es ähn-
lich aus. In Frankfurt am Main stehen 
heute knapp 20 Prozent der Büros leer, 
besonders in den Randgebieten. Stadtpla-
ner prophezeien bereits eine „Nutzungsän-
derung“ oder sehen sogar einen Abriss der 
wie Sauerbier angebotenen Büroklötze als 
„wirtschaftlichste Lösung“. Soweit ist es in 
Hamburg noch nicht. Doch die Rezession 
hat auch vor der Hansestadt keinen Halt 
gemacht und den Büromarkt mächtig unter 
Druck gesetzt. 

„Der Hamburger Bürovermietungs-
markt musste im abgelaufenen Jahr deutli-
che Einbußen hinnehmen: Verglichen mit 
dem Jahr 2008 ging der Flächenumsatz um 
cirka 26 Prozent zurück“, vermeldete die 
Deutsche Wirtschaftszeitung (DeWZ) im 

Januar 2010. Das Rezessionsjahr habe sich 
deutlich am Markt niedergeschlagen. Die 
Vertragsverhandlungen zwischen Objektei-
gentümern und potenziellen Mietern gestal-
teten sich langwieriger als in den Jahren 
zuvor, so die DeWZ, und die Unternehmen 
wägten ihre Anmietungsentscheidungen 
sehr gründlich ab.

Der Hamburger Bau-Investor Dieter 
Becken prognostiziert, dass es bald sogar in 
der angesagten Hafencity leere Büros geben 
wird. Trotzdem wird dort und an anderen 
Stellen weiter mächtig geklotzt. Drei Bei-
spiele: Becken selbst baut das 41 Millionen 
Euro teure Bürohaus „HanseAtrium“ an der 
Wendenstraße in Hammerbrook, im Über-
seequartier der Hafencity entstehen hyper-
moderne Büros auf mehreren zehntausend 
Quadratmetern und an der Adenauerallee 
in St. Georg wird gerade die Baugrube für 
den HanseCube für „ein neues urbanes 
Centrum mit modernsten Büro- und Ein-
zelhandelsflächen“ ausgehoben. 

Für den Mieterverein zu Hamburg 
stellt es eine Fehlentwicklung dar, dass die 
Immobilienwirtschaft den Schwerpunkt 
auf Büro- statt auf Wohnraum legt. „Es ist 
ein Skandal, dass der Senat in wechselnder 
Besetzung keine citynahen Flächen für den 
Wohnungsbau zur Verfügung stellt, ande-
rerseits in der Innenstadt aber unzählige 
Büros leer stehen und Gründstücke für 
weitere Bürobauten verplant sind“, sagt 
Siegmund Chychla. Als Beispiel nennt der 

Geschäftsführer des Mietervereins den nur 
einen Steinwurf entfernten geplanten Neu-
bau Adenauerallee/Lindenstraße: „Dort 
sollen auf einem für Wohnen bestens geeig-
neten Sahnegrundstück noch mehr Büros 
hochgezogen werden. Das ist doch ein ver-
schenkter Standort.“ 

Der Mieterverein macht die handeln-
den Politiker der Hansestadt für die Woh-
nungsmisere verantwortlich. „Wenn die 
Stadt Gewerbebetriebe anlocken will, ist sie 
sehr kreativ und schüttet dafür schon mal 
die Elbe zu“, witzelt Chychla in Anspielung 
auf das Mühlenberger Loch. „Beim Wohn-
raum sieht es leider anders aus.“ Für Neu-
bauten verkaufe sie städtische Grundstücke 
zu Höchstpreisen oder an Spekulanten, die 
an der Schaffung neuen Wohnraums nicht 
interessiert seien. „Zu unrentabel“, sagte 
schon vor einem Jahrzehnt der damalige 
Präses der Wirtschaftsbehörde, Thomas 
Mirow (SPD).

Dabei gäbe es durchaus Lösungsmög-
lichkeiten, meint Chychla: „Hamburg muss 
preiswerte städtische Grundstücke für den 
Bau von Miet- und Eigentumswohnungen 
zur Verfügung stellen.“ Weiter befürwor-
tet der Mieterverein die Umwandlung von 
Büro- in Wohnraum – falls baulich mög-
lich. „Wir begrüßen alles, was den Woh-
nungsmarkt entlastet“, so Chychla und 
schlägt darüber hinaus vor, auf bestehende 
Bürohäuser „einfach zwei Etagen draufzu-
satteln“. ፛

Verschenkte Standorte

Überall in der Stadt 
preisen groß formatige 

Werbeträger 
Büroflächen an. 

Fotos: stahlpress 
Medienbüro
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Siegmund Chychla, 
Stellvertretender Vorsitzender des 

Mietervereins zu Hamburg, 
kommentiert BGH-Urteile.

EIGENBEDARF: 
NICHTE IST VERWANDT GENUG

Wohl dem Vermieter, der eine Nichte 
hat (oder einen Neffen): Er hat es künftig 
leichter, Mieter per Eigenbedarfskündi-
gung loszuwerden. Das ermöglicht ein 
Urteil des BGH vom 27.1.2010 (VIII ZR 
159/09). Der Fall: Eine betagte Vermie-
terin hatte 2004 ihre Eigentumswohnung 
aufgegeben und an die beklagten Mieter 
vermietet. Im Jahr 2007 übertrug sie das 
Eigentum auf ihre Nichte, behielt sich 
aber den „Nießbrauch“ (Nutznießung) an 
der Wohnung vor; außerdem wurde die 
Nichte verpflichtet, die alte Dame, die in 
einer Seniorenresidenz lebte, zu betreuen. 
Anschließend kündigte die Vermieterin 
das Mietverhältnis mit den Beklagten, um 
ihrer Nichte den Bezug der Wohnung zu 
ermöglichen. 

Zu Recht, wie der BGH befand. Der 8. 
Zivilsenat kam zu dem Ergebnis, dass nicht 
nur Geschwister, sondern auch deren Kin-
der zum Kreis der „Bedarfspersonen“ im 

Eigenbedarfs-Paragrafen gehören. § 573 
Abs. 2 Nr. 2 BGB setzt für eine Eigenbe-
darfskündigung voraus, dass „der Vermie-
ter die Räume als Wohnung für sich, seine 
Familienangehörigen oder Angehörige seines 
Haushalts benötigt.“

Man kann das Urteil im vorliegenden 
Fall für richtig halten. Prekär ist an der 
Entscheidung aber, dass nach Auffassung 
der Richter die Kündigung zugunsten von 
Nichten oder Neffen kein besonders nahes 
persönliches Verhältnis erfordert. Das eröff-
net dem Missbrauch natürlich Tür und Tor, 
denn wer schon keine eigenen Kinder und 
Enkel hat, die angeblich einziehen wollen 
oder sollen, der wird wenigstens irgendwo 
entfernte Verwandte „ausgraben“ können, 
die für die Freimachung einer vermiete-
ten Wohnung herhalten. So kritisiert der 
Deutsche Mieterbund zu Recht, dass die 
Entscheidung die Vermieterrechte auswei-
tet und für Mieter zusätzliche Unsicherheit 
bedeutet.

Wird man künftig, was die Mieter betrifft, 
von ‚entfernenden Verwandten’ sprechen?

BGH-Urteile (27)
Der Bundesgerichtshof (BGH) produziert flei-
ßig mietrechtliche Urteile und trägt damit zur 
Klärung streitiger Auslegungsfragen und zur 
Vereinheitlichung der Rechtsprechung bei. 
Siegmund Chychla, Stellvertretender Vorsit-
zender des Mietervereins zu Hamburg, stellt 
wieder einige neue Grundsatzurteile vor und 
erläutert kritisch, welche praktische Bedeu-
tung sie für Mieter und Vermieter haben.

RECHTSPRECHUNG

WIEDERGUTMACHUNG 
NACH KÜNDIGUNG

Ein Hamburger Mieter zog auf eine 
Eigenbedarfskündigung seiner Vermieterin 
– einer „Gesellschaft bürgerlichen Rechts“ 
– hin aus. Die Gesellschafterin, für die die 
Wohnung beansprucht worden war, zog 
jedoch nicht ein. Nach Umbauarbeiten wur-
de die Wohnung verkauft. Der ehemalige 
Mieter verlangt, dass ihm die Wohnung zu 
den früheren Mietbedingungen wieder zur 
Verfügung gestellt werden soll. Das Landge-
richt Hamburg gab der Klage statt und ver-
urteilte die ehemaligen Vermieter außerdem 
zum Ersatz der für die Anmietung der neuen 
Wohnungen aufgewendeten Maklerkosten 
und der Differenz zur höheren Miete, die für 
die neue Wohnung gezahlt werden muss. 

Letztere Ansprüche hielt auch der BGH 
für gerechtfertigt, verwies den Rechtsstreit 
aber hinsichtlich der Wiedereinräumung 
des „Mietbesitzes“ an das Landgericht 
zurück, weil die Richter meinen, dass dieser 
Anspruch davon abhänge, ob die Beklagten 
nach dem Verkauf der Wohnung überhaupt 
rechtlich in der Lage sind, sie dem Kläger 
wieder zur Verfügung zu stellen; dies müs-
se nun vom Landgericht geklärt werden. 
Immerhin lässt das Urteil durchblicken, 
dass der Mieter Entschädigung in Geld 
beanspruchen kann, wenn der Anspruch 
auf Wiedereinräumung der Wohnung 
nicht durchsetzbar ist (BGH, Urteil vom 
16.12.2009 - VIII ZR 313/08). 

AUSSENANSTRICHE UND 
PARKETT- ABZIEHEN

Mit Urteil vom 13.1.2010 (VIII ZR 48/09) 
stellt der BGH klar, dass der Außenanstrich 
von Türen und Fenstern sowie das Abziehen 
und Wiederherstellen einer Parkettversiege-
lung nicht zu den üblichen Schönheitsrepara-
turen gehören. Eine formularvertragliche Ver-
einbarung, die dem Mieter derartige Arbeiten 
anlastet, ist deshalb unwirksam. 

Zugleich entschieden die Richter, dass 
die Verpflichtung des Mieters zur Vornahme 
von Schönheitsreparaturen eine einheitliche 
Rechtspflicht darstellt, „die sich nicht in Ein-
zelmaßnahmen oder Einzelaspekte aufspalten 
lässt.“ Belaste die Formularklausel den Mie-
ter übermäßig, „so ist sie insgesamt wegen 
unangemessener Benachteiligung des Mie-
ters gemäß § 307 Abs. 1 Satz 1 BGB unwirk-
sam.“ Dies gelte unabhängig davon, ob die 
Verpflichtung in einer oder in zwei sprach-
lich getrennten Klauseln enthalten ist.

WOHNFLÄCHEN: 
DOPPELHAUSHÄLFTE

Streitigkeiten um fehlerhafte Flächenan-
gaben werden das höchste deutsche Zivilge-
richt wohl immer wieder mal beschäftigen 
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- so auch in einem Urteil vom 28. Oktober 
2009 (VIII ZR 164/08): Die Mieter hatten 
beanstandet, dass die tatsächliche Wohnflä-
che der von ihnen gemieteten Doppelhaus-
hälfte um mehr als zehn Prozent kleiner 
sei, als vom Vermieter angegeben. Deshalb 
forderten sie Teile der Miete zurück. Das 
Landgericht ließ sich hierzu einfallen, dass 
in einem solchen Fall (Doppelhaushälfte mit 
Gartenteil) erst bei einer Abweichung von 
mehr als 15 Prozent ein Mangel vorliege. 

Dem widersprach der BGH aber und 
stellte klar, dass es keinen Unterschied 
mache, ob es sich um eine Wohnung im 
Mehrfamilienhaus, Doppel- oder Einfa-
milienhaus handelt. Es bleibt also bei der 
10-Prozent-Grenze.

SATELLITEN-ANTENNE

Eine Wohnungseigentümerin wurde 
von den anderen Eigentümern auf Ent-
fernung ihrer Parabolantenne verklagt. 
Dazu entschied der BGH: Der durch Art. 5 
Abs. 1 Grundgesetz garantierte Schutz des 
Informationsinteresses wird nicht dadurch 

eingeschränkt, dass die beklagte Eigentü-
merin und ihre Familienangehörigen ihre 
polnische Staatsangehörigkeit aufgegeben 
und die deutsche Staatsangehörigkeit ange-
nommen haben. Das Interesse der Beklag-
ten, von polnischen Fernsehsendern über 
die Ereignisse aus dem näheren Bereich 
ihres früheren Heimatlands unterrichtet zu 
werden, sei offensichtlich. Deshalb braucht 
die Beklagte sich nicht auf den Empfang der 
beiden in das Breitbandkabel eingespeisten 
Sender verweisen zu lassen. (Urteil vom 13. 
November 2009, V ZR 10/09)

MIETERHÖHUNGS-SPANNE

Begründet der Vermieter ein Mieterhö-
hungsverlangen mit einem Sachverständi-
gen-Gutachten, das für die konkrete Woh-
nung eine Mietenspanne (im entschiedenen 
Fall: von 3,35 bis 3,59 Euro/m²) angibt, so 
kann der Vermieter eine Miete bis zum obe-
ren Spannenwert verlangen (BGH, VIII ZR 
30/09, Urteil vom 21.10.2009). 

Das Urteil hat für Hamburg nur ein-
geschränkte Geltung, denn die meisten 

Hamburger Wohnungen werden vom Mie-
tenspiegel erfasst, der dann einer Erhöhung 
zugrunde zu legen ist. Nur für Wohnungen, 
die in ein Leerfeld fallen, sowie für Ein- und 
Zweifamilienhäuser, Reihenhäuser und eini-
ge weitere besondere Arten von Wohnungen 
ist der Mietenspiegel nicht anzuwenden, so 
dass der Vermieter hierfür auf ein Sachver-
ständigen-Gutachten oder Vergleichswoh-
nungen zurückgreifen kann.

Wichtig: Das Urteil darf auf kei-
nen Fall auf Mieterhöhungen übertra-
gen werden, die mit dem Mietenspie-
gel begründet werden. Hier kann der 
Vermieter die Spanne des jeweiligen 
Rasterfeldes nur ausschöpfen, wenn 
die Wohnung nach Lage und Aus-
stattung „spitze“ ist. Ansonsten ist 
der angemessene Mietwert anhand 
der Vor- und Nachteile der Wohnung 
innerhalb der Spanne zu ermitteln; 
bei einer insgesamt „mittelmäßigen“ 
Wohnung ist der Mittelwert angemes-
sen.

UNTERVERMIET-KÜNDIGUNG

Verweigert der Vermieter zu Unrecht 
die Erlaubnis einer vom Mieter gewünsch-
ten Untervermietung der Wohnung, so 
kann der Mieter sich mit einer „außeror-
dentlichen“ Kündigung mit dreimonatiger 
Frist vom Mietvertrag lösen, sagt § 540 Abs. 
1 Satz 2 BGB. Das ist dann interessant, wenn 
der Vertrag längerfristig abgeschlossen ist 
oder der Mieter eine nach dem früheren 
Mietrecht vereinbarte längere Kündigungs-
frist einzuhalten hätte. 

Im streitigen Fall erklärte der BGH die 
Sonderkündigung des Mieters allerdings 
für ungültig. Die Mieter hatten nämlich 
gewusst, dass die angeblichen Untermiet-
Interessenten – die Eltern der Mieter-
Ehefrau – gar nicht die Absicht hatten, in 
die Wohnung einzuziehen. Unter diesen 
Umständen, befanden die Richter, sei die 
Kündigung „rechtsmissbräuchlich“ (Urteil 
vom 11.11.2009 - VIII ZR 294/08). 

STROMVERSORGUNG 
MUSS AUSREICHEN 

Auch in einer älteren Wohnung kann 
ein Mieter eine ausreichende Stromver-
sorgung erwarten, die es ihm ermöglicht, 
neben einem größeren Gerät – wie einer 
Waschmaschine – auch weitere Haushalts-
geräte zu betreiben. Dies entschied der 
BGH am 10.2.2010 (VIII ZR 343/08). Eine 

Mietvertragsklausel, die die Rechte des Mie-
ters bei zu schwacher Stromversorgung aus-
schließt, muss eindeutig gefasst sein, sonst 
ist sie ungültig.

NEBENKOSTENABRECHNUNG 
BEI WOHNRECHT

Wird bei der Bestellung eines ding-
lichen Wohnungsrechts vereinbart, dass 
der Berechtigte bestimmte Betriebskosten 
anteilig zu tragen und Vorauszahlungen zu 
leisten hat, gelten für die Abrechnung über 
die Vorauszahlungen die mietrechtlichen 
Regelungen in § 556 Abs. 3 BGB entspre-
chend. Der Eigentümer muss dem Berech-
tigten demnach binnen zwölf Monaten nach 
Ende des jährlichen Abrechnungszeitraums 

eine Abrechnung vorlegen. Andernfalls 
verfällt ein Nachzahlungsanspruch. Eine 
in Unkenntnis dieser Rechtslage geleistete 
Nachzahlung kann zurückgefordert wer-
den (BGH, Urteil vom 25.9.2009 - V ZR 
36/09).

NEBENKOSTEN BEI 
GEWERBEMIETE 

Der Vermieter von Geschäftsräumen 
muss über die Nebenkosten-Vorauszah-
lungen des Mieters innerhalb einer ange-
messenen Frist abrechnen. Diese Frist 
endet regelmäßig zum Ablauf eines Jahres 
nach Ende des Abrechnungszeitraums. Die 
Abrechnungsfrist ist aber keine Ausschluss-
frist. § 556 Abs. 3 Satz 3 BGB, der für die 
Wohnraummiete den Ausschluss von 
Betriebskosten-Nachforderungen anordnet, 
die der Vermieter später als zwölf Monate 
nach Ablauf des Abrechnungszeitraums ver-
langt, ist auf die Geschäftsraummiete nicht 
analog anwendbar. (Urteil vom 27. Januar 
2010 - XII ZR 22/07)

MÄNGEL: 
ANSPRUCH VERJÄHRT NICHT

Der Anspruch des Mieters gegen den 
Vermieter auf Beseitigung von Wohnungs-
mängeln verjährt während der Mietzeit 
nicht. (Urteil vom 17. Februar 2010 – VIII 
ZR 104/09) ፛

Weitere BGH-Urteile in Kurzfassung

RECHTSPRECHUNG
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MÄNGEL. FUSSBODEN.
TRITTSCHALL. OBERWOHNUNG.
LG Hamburg, Urteil vom 15. Dezember 2009, 316 S 14/09

Zum Sachverhalt: 
Die Parteien verbindet ein Mietverhältnis über eine dem Beklagten 

gehörende und vom Kläger bewohnte Erdgeschoss-Wohnung in Ham-
burg. Über dieser Wohnung liegt im 1. Geschoss die dem Streitverkün-
deten gehörende, ebenfalls vermietete Wohnung. Diese ist im Flur und 
im Wohnzimmer mit Steinfliesen belegt. Das Wohnzimmer befindet 
sich über dem Wohnzimmer des Klägers. Das Schlafzimmer der oberen 
Wohnung ist mit Laminat ausgelegt und befindet sich über einem als 
Kinderzimmer genutzten Raum in der Wohnung des Klägers. 

Der Kläger behauptet, von der über seiner Wohnung liegenden 
Wohnung gingen unzumutbare Trittschallgeräusche aus. Seit dem 
Aufbringen des Fliesenbelages im Wohnzimmer und im Flur und des 
Laminatbelages im Schlafzimmer finde eine außerordentliche, stark 
störende Geräuschübertragung bei jedem Schritt und Tritt auf diesen 
Belägen in der Wohnung des Klägers statt. Durch ganz normales 
Wohnverhalten in der Wohnung des Streitverkündeten gebe es eine 
übermäßige Lärmbelästigung in der Wohnung des Klägers.

Auf die Berufung des Klägers hat das Landgericht das Urteil des 
Amtsgerichts teilweise abgeändert und den Beklagten verurteilt, die 
von der oberen Wohnung beim Begehen des Wohnzimmers ausge-
hende Trittschallbelastung in die Wohnung des Klägers zu beseitigen, 
soweit diese einen Pegel von 63 Dezibel übersteigt, und im Übrigen 
die von der Wohnung im Obergeschoss ausgehende Trittschallbela-
stung durch das Begehen des Fliesenbelages im Wohnzimmer und im 
Flur sowie des Laminats im Schlafzimmer mit sog. Hackenschuhen 
zu beseitigen.

Aus der Urteilsbegründung: 
Zutreffend hat das Amtsgericht für die grundsätzliche Bemessung 

des einzuhaltenden Trittschallschutzes die DIN 4109, Ausgabe 1962, 
und nicht, wie von dem Kläger begehrt, die DIN 4109, Ausgabe 1989, 
zu Grunde gelegt. Bei der Beurteilung der Frage der Einhaltung tech-
nischer Normen ist grundsätzlich der bei der Errichtung des Gebäu-
des geltende Maßstab anzulegen. Bei einem Austausch des Fußbo-
denbelags in der Oberwohnung, sei es durch den Vermieter selbst, 
sei es durch einen anderen Sondereigentümer, kann der Mieter nicht 
erwarten, dass die Maßnahme so durchgeführt wird, dass der Tritt-

schallschutz anschließend den höheren Anforderungen der zur Zeit 
des Austausches geltenden DIN-Normen genügt (vgl. BGH, Urteil 
vom 17.6.2009, VIII ZR 131/08, NJW 2009, 2441). So liegt es auch 
hier, so dass der Trittschallschutz gemäß DIN 4109, Ausgabe 1962, 
maßgeblich bleibt. Dem steht auch nicht entgegen, dass das Gebäude 
noch vor 1962 errichtet wurde. Wie in dem Sachverständigengutach-
ten nachvollziehbar ausgeführt wird, sind vergleichbare technische 
Normen für den Zeitpunkt der Errichtung des Gebäudes nicht zu 
ermitteln. Demzufolge ist es angemessen, die auf die Errichtung des 
Gebäudes zunächst folgende technische Norm zur Grundlage der 
Bemessung des zu gewährenden Schallschutzes heranzuziehen.

Auf den in der Berufung weiter erfolgten Hilfsantrag war eine 
Verurteilung zur Beseitigung des durch die Begehung des Fliesen-
bodens und des Laminats mit sog. Hackenschuhen verursachten 
Lärms auszusprechen. Auch insoweit ist die Verurteilung nicht auf 
eine unmögliche Leistung gerichtet, da der Beklagte die Möglichkeit 
hat, notfalls gerichtlich, im Rahmen der Wohnungseigentümerge-
meinschaft die Beseitigung der Störung seiner Mieter durch das 
nicht mehr durch den üblichen Mietgebrauch umfasste Verhalten 
der Mieter eines anderen Wohnungseigentümers geltend zu machen. 
Die Kammer ist nach der ergänzend durchgeführten Beweisaufnah-
me durch die Vernehmung der Zeugen in Zusammenschau mit der 
amtsgerichtlich durchgeführten Beweisaufnahme davon überzeugt, 
dass zumindest das Begehen des lärmintensiven Fußbodenbelages 
im Wohnzimmer, im Schlafzimmer und im Flur der Obergeschoss-
wohnung mit sog. Hackenschuhen eine unzumutbare Lärmbelästi-
gung in der streitgegenständlichen Wohnung hervorruft. Insoweit 
ist es zunächst unerheblich, dass diese Lärmbelästigung auch in 
den Bereichen auftritt, in welchen grundsätzlich der erforderliche 
Trittschallschutz eingehalten wird. Die Einhaltung der technischen 
Normen allein schließt nicht aus, dass es dessen ungeachtet durch 
besondere Lärmquellen im Einzelfall zu nicht mehr hinnehmbaren 
Lärmbelästigungen kommt.

Das Betreten der Lärm nicht dämpfenden Fußbodenbeläge wie 
Fliesen und Laminat mit Schuhen mit harten Absätzen unterfällt in 
einem Mehrfamilienhaus, insbesondere einem akustisch anfälligen 
Altbau, nicht mehr dem vertragsgemäßen Gebrauch der Wohnung. 
Es ist zumutbar, derartige Schuhe an der Wohnungseingangstür aus-
zuziehen.

Eingesandt von RAin Doris von der Wroge

Hinweis der Redaktion: Da die blauen 
Ur teilsseiten sich in erster Linie an Fachju-
risten wenden, stellen wir einen Überblick 
voran. Er enthält kurze Inhaltsangaben in 
einer auch für juristische Laien verständli-
chen Sprache.

Neuer Mieter – neuer Fußboden. Und 
schon geht der Ärger für die darunter 

wohnenden Mieter los. So auch im Fall Nr. 
1, in dem das Landgericht Hamburg Grund-
sätzliches zum Trittschallschutz beiträgt. 
Zwar kann der Mieter der unteren Wohnung 
nur die Einhaltung der beim Bau des Hauses 
geltenden Schallschutz-Norm verlangen. 
Aber auch wenn die Trittgeräusche sich in 
diesem Rahmen halten, kann der Besitzer 
des harten Bodenbelages (hier: Laminat und 
Fliesen) gehalten sein, Schuhzeug ohne har-
te Hacken anzulegen. Denn auch Trittschall, 
der sich innerhalb der Norm bewegt, kann 
eine unzumutbare Störung darstellen.

& Die Entscheidungen Nr. 2 
und 3 setzen sich mit den 

Ankündigungspflichten des Vermieters bei 
geplanten Modernisierungs- und Instand-

setzungsarbeiten auseinander. Ohne präzise 
Mitteilung, wann welche Arbeiten stattfin-
den sollen, und ohne Einhaltung der 
dreimonatigen gesetzlichen Ankündigungs-
frist darf der Vermieter mit den Maßnah-
men nicht beginnen. Die Mitteilung eines 
genauen Zeitplans hält das AG Hamburg-
Blankenese besonders bei komplexen Bau-
vorhaben für erforderlich, damit der Mieter 
sich darauf einstellen kann. Verklagt der 
Vermieter den Mieter vor Ablauf der 
Ankündigungsfrist auf Duldung der Arbei-
ten, so riskiert er, dass ihm, wie vom Land-
gericht entschieden, die Prozesskosten auf-
erlegt werden.

Auch die jahrelange einvernehmliche 
Nutzung einer Garten- oder Hofflä-

che, die nicht ausdrücklich mitvermietet 
ist, kann als so genannte „Gestattung“ vom 
Vermieter widerrufen werden. Das gilt 
jedenfalls dann, wenn der Widerruf sachli-
che Gründe hat und nicht gegen „Treu und 
Glauben“ verstößt. Nähere Einzelheiten 
zum Sachverhalt können Sie auf Seite 22 im 
Beitrag „Wie würden Sie entscheiden?“ 
lesen.

Immer wieder wird bei beendeten Miet-
verhältnissen über die Abrechnung der 

Nebenkosten gestritten, weil der Vermieter 
meint, sich mit der Abrechnung Zeit lassen 
zu können. Das darf er aber jedenfalls dann 
nicht, wenn er einen Teil der Mietkaution zur 
Absicherung einer Nebenkosten-Nachforde-
rung einbehalten hat. Im Urteil Nr. 5 wird 
erläutert, dass der Vermieter in diesem Fall 
abrechnen muss, sobald er dazu in der Lage 
ist. Er kann also nicht die volle Zwölf-
Monats-Frist ausschöpfen, die für Abrech-
nungen im laufenden Mietverhältnis gilt. 
Zudem muss er im Streitfall plausibel 
machen, dass und in welcher Höhe ein Ein-
behalt überhaupt angemessen ist. 

In einer Mieterhöhungs-Streitigkeit über 
eine Wohnung an der Hammer Land-

straße setzt sich das AG Hamburg-St. Georg 
ausführlich mit der Verkehrslärmbelastung 
auseinander, der die Wohnung ausgesetzt ist. 
Trotz der zentralen Lage kommt das Gericht 
für die – auch unterdurchschnittlich ausge-
stattete – Wohnung zu einem Abschlag von 
zehn Prozent vom Mittelwert des einschlägi-
gen Mietenspiegel-Rasterfeldes. 

Urteile im Überblick

URTEILE
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MODERNISIERUNG UND INSTANDSETZUNG.
ANKÜNDIGUNG. DULDUNGSPFLICHT.
AG Hamburg-Blankenese, Urteil vom 28. August 2009, 
518 C 152/09 

Zum Sachverhalt: 
Die Klägerin verlangt von den Beklagten die Duldung von 

Modernisierungs- und Instandsetzungsarbeiten. Die Klägerin ist 
Eigentümerin eines Hauskomplexes in Hamburg-Rissen, in dem die 
an die Beklagten vermietete Wohnung liegt.

Mit Schreiben vom 17.3.2009 kündigte die Klägerin den Mie-
tern an, dass sie beabsichtige, an den Häusern ab dem Frühjahr 
2010 verschiedene Modernisierungs- und Instandsetzungsarbei-
ten an der Hausfassade, den Balkonplatten und -brüstungen, den 
Fenstern, der Kellerdecke sowie an der Heizungsanlage durch-
zuführen, wobei für den Block, in dem sich die Wohnung der 
Beklagten befindet, als Durchführungszeitraum „ab 1.3.2010 
bis ca. 15.11.2010“ angegeben ist; die konkreten Termine der 
Arbeiten in der Wohnung des Beklagten sollten durch Aushang 
angezeigt bzw. mit dem Beklagten abgestimmt werden. Die Miete 
der Beklagten werde sich voraussichtlich um € 195,48 erhöhen. 
Der Aufforderung der Klägerin, zumindest zu erklären, dass die 
Beklagten die Maßnahmen — ohne Präjudiz für eine spätere Miet-
erhöhung — dulden werden, kamen die Beklagen nicht nach. 
Aus der Urteilsbegründung:

Die Klage ist zulässig, hat aber in der Sache keinen Erfolg.
Der Klägerin steht kein Anspruch auf Duldung der von ihr beab-

sichtigten Arbeiten gemäß § 554 Abs. 1, 2 BGB zu.
1. Soweit die Klägerin beabsichtigt, Modernisierungsarbeiten 

durchzuführen, fehlt es an einer die Duldungspflicht auslösenden 
Ankündigung. Gemäß § 554 Abs. 3 S. 1 BGB hat der Vermieter dem 
Mieter spätestens 3 Monate vor Beginn der Maßnahme deren Art 
sowie voraussichtlichen Beginn, voraussichtliche Dauer und die zu 
erwartende Mieterhöhung in Textform mitzuteilen. Die gesetzeskon-
forme Mitteilung ist Fälligkeitsvoraussetzung für den Duldungsan-
spruch.

Dem wird die Ankündigung vom 17.3.2009 nicht in jeder 
Hinsicht gerecht. Sinn und Zweck der Ankündigungspflicht ist 
es, dass der Mieter seine Duldungspflicht überprüfen und sich 
hinreichend genaue Vorstellungen über seine Wohnsituation 
während und nach der Durchführung der Maßnahme machen 
kann, um sein Verhalten darauf einzustellen. Er muss insbeson-
dere auch in den Stand versetzt werden, die konkrete Nutzung 
der Mieträume bzw. Zeiten seiner Abwesenheit — etwa seine 
Urlaubsplanung — an den bevorstehenden Maßnahmen zu ori-
entieren. Aus diesem Grunde reicht es bei umfangreichen und 
verschiedene Gewerke einschließenden Maßnahmen nicht aus, 
wenn der Vermieter lediglich den Gesamtzeitraum angibt, inner-
halb dessen die Maßnahme durchgeführt werden soll. Vielmehr 
sind auch die einzelnen Phasen, die unterschiedliche Beeinträch-
tigungen mit sich bringen können, im Ankündigungsschreiben 
zu benennen (so zutreffend LG Hamburg, WuM 2005, S. 60, und 
AG Berlin-Mitte, Grundeigentum 2005, S. 1133). Dies gilt nach 
Auffassung des erkennenden Gerichts namentlich dann, wenn die 
Gesamtmaßnahme Abschnitte beinhaltet, die einen Zugang der 
Bauausführenden zur Wohnung erforderlich machen, und andere, 
für die dies nicht gilt.

Diesen Anforderungen genügt das Ankündigungsschreiben der 
Klägerin vom 17.3.2009 nicht. Dort ist lediglich ein Gesamtzeitraum 
angegeben, ohne dass ein detaillierterer Zeitplan für die einzelnen 
Gewerke angegeben wäre. (wird ausgeführt)

Es liegt auf der Hand, dass dieses inhaltliche Defizit nicht 
dadurch ausgeglichen wird, indem die Mieter im Ankündi-
gungsschreiben vom 17.3.2009 darauf verwiesen werden, dass 
„die Arbeiten in Ihrer Wohnung (...) durch Aushang angezeigt 
bzw. mit Ihnen abgestimmt (werden)“. Denn es ist durch nichts 
gewährleistet, dass eine spätere Ankündigung bzw. Abstimmung 
den o.g. Anforderungen, einschließlich der Ankündigungsfrist, 
gerecht wird. Eine sukzessive Mitteilung über die Art, Dauer und 
Umfang der Maßnahmen, wie sie die Klägerin hier offenbar beab-
sichtigt, entspricht jedoch gerade nicht den Anforderungen des § 
554 Abs. 3 BGB (LG Berlin, ZMR 1992, 546).

Soweit die Klägerin unter Hinweis auf das Urteil des BGH – 
VIII ZR 110/08 – vom 4.3.2009 meint, die Mieter seien hinsicht-
lich der Terminabstimmung zur Mitwirkung verpflichtet, so dass 

die Ankündigung in der gewählten Form zulässig sei, überinter-
pretiert sie die Entscheidung. Eine etwaige, nur aus § 242 BGB* 
herzuleitende Mitwirkungspflicht des Mieters zur Terminsabstim-
mung kann sicherlich nicht die gesetzlich speziell geregelte Pflicht 
zur Ankündigung von Art, Dauer und Umfang der Maßnahmen 
ersetzen. 

2. Soweit die Klägerin beabsichtigt, Instandsetzungsmaßnahmen 
durchzuführen, gelten die obigen Ausführungen entsprechend. Zwar 
sieht das Gesetz bei Erhaltungsmaßnahmen i.S.d. § 554 Abs. 1 BGB 
keine Ankündigungspflicht vor. Wenn aber Erhaltungs- und Moder-
nisierungsmaßnahmen im Zusammenhang ausgeführt werden sollen, 
richtet sich die Duldungspflicht allein nach den — hier nicht einge-
haltenen — Anforderungen des § 554 Abs. 2 BGB (Sternel, Mietrecht 
aktuell, 4. Auflage, Ziff. VII 117 m.w.N.).

3. Nach alledem kann es dahinstehen, ob sich die geplanten 
Maßnahmen für die Beklagten als unzumutbare Härte darstellen. 
Allerdings neigt das Gericht zu dieser Annahme, wenn der Vortrag 
der Beklagten zutreffen sollte, nach dem die Belastung ihres Nettoein-
kommens mit Mietkosten tatsächlich knapp 50 Prozent ausmachen 
sollte. 

Eingesandt von RA Claus W. Scheide

*Grundsatz von Treu und Glauben

MODERNISIERUNG. DULDUNG.
ANKÜNDIGUNG. FRIST.
LG Hamburg, Beschluss vom 26. November 2009, 
307 T 72/09 

Zum Sachverhalt: 
Die Klägerin als Vermieterin hat mit Schreiben vom 17.3.2009 

der Beklagten als Mieterin verschiedene Modernisierungsmaßnah-
men angekündigt. Mit Schreiben vom 20.5.2009 erklärte die Beklag-
te ihr Einverständnis. Am 18.5. hatte die Klägerin bereits eine auf 
Duldung gerichtete Klage eingereicht. Nachdem diese für erledigt 
erklärt worden war, erlegte das Amtsgericht Hamburg-Blankenese 
der Klägerin die Kosten des Rechtsstreits auf. Hiergegen wendet sich 
die Klägerin mit einer sofortigen Beschwerde. 

Aus der Beschlussbegründung: 
Die zulässige Beschwerde hat in der Sache keinen Erfolg. Zu 

Recht hat das Amtsgericht mit der angefochtenen Entscheidung der 
Klägerin die Kosten des Rechtsstreits auferlegt. Dies entspricht unter 
Berücksichtigung des bisherigen Sach- und Streitstandes billigem 
Ermessen.

Insoweit kann dahingestellt bleiben, ob durch das streitgegen-
ständliche Ankündigungsschreiben vom 17.3.2009 überhaupt eine 
Duldungspflicht der Beklagten gemäß § 554 Abs. 2 Satz 1 BGB aus-
gelöst werden konnte und dieses Schreiben den inhaltlichen Anfor-
derungen an die Mitteilungspflicht hinsichtlich der Modernisierungs-
maßnahmen gemäß § 554 Abs. 3 Satz 1 BGB genügt.*

Denn jedenfalls war zum Zeitpunkt des erledigenden Ereignisses, 
der Zustimmungserklärung der Beklagten vom 20.5.2009, eine etwa-
ige Duldungspflicht der Beklagten jedenfalls noch nicht fällig.

Denn zu diesem Zeitpunkt war die dreimonatige Ankündigungs-
frist des § 554 Abs. 3 Satz 1 BGB, für deren Beginn der Zugang der 
Ankündigung beim Mieter maßgebend ist, noch nicht abgelaufen. 
Dabei ist zu berücksichtigen, dass diese Frist den Charakter einer 
Überlegungsfrist hat. Ihr Ablauf ist mithin Fälligkeitsvoraussetzung 
für die Duldungspflicht der Beklagten (Sternel, Mietrecht aktuell, 4. 
Auflage, 2009, VII Rd.-Nr. 154; ebenso Schmidt-Futterer/Blank, Miet-
recht, 9. Auflage, § 554 BGB Rd.-Nr. 285; siehe auch Bub/Treier-Kra-
emer, Handbuch der Geschäfts- und Wohnraummiete, 3. Auflage, III. 
A Rd.-Nr. 1116 m.w. N. zur Vorgängervorschrift § 541 b BGB a.F.).

Da der Klaganspruch zum damaligen Zeitpunkt jedenfalls noch 
nicht fällig war, entspricht es billigem Ermessen, die Kosten der Klä-
gerin aufzuerlegen. Die Beklagte hat aus diesem Grunde keine Ver-
anlassung zur Klage gegeben.

Eingesandt von RA Claus W. Scheide

* Siehe hierzu die vorstehende Entscheidung des Amtsgerichts Ham-
burg-Blankenese in einer Parallelsache.
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GARTEN-MITBENUTZUNG.* 
GESTATTUNG. WIDERRUF.
LG Hamburg, Urteil vom 12. Mai 2009, 316 S 8/09 

Zum Sachverhalt: 
Die Klägerin als Mieterin der Beklagten verlangt die Wiederein-

räumung der Möglichkeit zur (Mit-)Nutzung einer hinter dem Haus 
befindlichen Garten- bzw. Hoffläche. Die Klägerin hat diese Fläche, 
ebenso wie weitere Mieter, jahrelang genutzt. Die Beklagte hat den 
Zugang im Zusammenhang mit Arbeiten an der rückwärtigen Fas-
sade gesperrt und bezieht sich unter anderem auf haftungsrechtliche 
Gründe.

Aus der Urteilsbegründung: 
Die Berufung ist zulässig. Der Beschwerdewert des § 511 Abs. 

2 Nr. 1 ZPO wird erreicht. Maßgeblich ist das gemäß § 3 ZPO zu 
bewertende Interesse der Beklagten an einer Verweigerung des 
Zugangs zu der Hoffläche. Dieses ist mit monatlich mindestens 15 
Euro zu bewerten, so dass sich unter Berücksichtigung von § 9 ZPO 
ein 600 Euro übersteigender Beschwerdewert ergibt.

Die Klage ist auch begründet. Anders als von dem Amtsgericht 
zuvor angenommen, besteht kein Anspruch der Klägerin auf Zutritt 
zu dem Innenhof. Ist die Nutzung einer Garten- oder Hoffläche 
nicht mietvertraglich geregelt, besteht kein Anspruch des Mieters 
auf die Nutzung. Ein solcher Anspruch folgt auch nicht aus einem 
Gewohnheitsrecht. Es handelt sich dann lediglich um eine unentgelt-
liche Gestattung, die jederzeit widerrufen werden kann (vgl. Schmidt-
Futterer, Mietrecht, 9. Auflage, § 535 BGB Rn. 38/39). Ein Widerruf 
kann nur in engen Grenzen unzulässig sein, wenn er gegen Treu 
und Glauben verstößt. Das ist vorliegend jedoch nicht der Fall. Die 
Beklagte hat zumindest zulässige und nachvollziehbare Gründe für 
den Widerruf vorgetragen, während ein schützenswertes Nutzungs-
interesse der Klägerin nicht erkennbar ist. Das Interesse, wie bis zu 
dem Widerruf frei den Hof betreten zu können, ist nachvollziehbar, 
begründet jedoch kein das Widerrufsrecht ausnahmsweise überstei-
gendes Nutzungsrecht.

*Siehe Beitrag auf Seite 22 (Wie würden Sie entscheiden?)

MIETKAUTION. EINBEHALT.
NEBENKOSTEN. ABRECHNUNGSFRIST.
AG Hamburg-Barmbek, Urteil vom 12. November 2009, 
813 b C 34/09 

Zum Sachverhalt: 
Nach beendetem Mietverhältnis verlangen die Kläger als ehe-

malige Mieter der Beklagten die Rückzahlung ihrer restlichen Miet-
sicherheit.

Aus der Urteilsbegründung: 
Die Kläger [haben] gegen die Beklagte einen Anspruch auf Zah-

lung eines restlichen Kautionsbetrages in Höhe von € 550,00 aus §§ 
535, 241 Abs. 2 BGB i.V.m. § 12 des Mietvertrages. Nachdem der 
Mietvertrag zum 17.5.2008 beendet worden ist, ist die erforderli-
che Abrechnungsfrist zwischenzeitlich verstrichen und der Rück-
gewähranspruch der Kläger fällig (zum Abrechnungszeitraum vgl. 
Palandt/Weidenkaff, BGB, § 535 Rdnr. 94).

Die Beklagte kann gegen den Kautionsrückzahlungsanspruch der 
Kläger kein Zurückbehaltungsrecht wegen einer möglichen Nachfor-
derung aus der von ihr bislang nicht erstellten Betriebskostenabrech-
nung für das Wirtschaftsjahr 2008 geltend machen. Es ist bereits frag-
lich, ob der Beklagten ein solches Zurückbehaltungsrecht überhaupt 
noch zusteht: Zwar gehören zu den Ansprüchen des Vermieters, die 
durch die Kaution gesichert werden, auch Nachforderungen auf die 
vom Mieter zu tragenden Betriebskosten. Deshalb darf der Vermieter 
nach Beendigung des Mietverhältnisses die Kaution beziehungsweise 
einen angemessenen Teil davon bei noch ausstehender Nebenkosten-
abrechnung bis zum Ablauf der ihm zustehenden Abrechnungsfrist 
einbehalten, wenn eine Nachforderung zu erwarten ist (BGH NJW 
2006, 1422 f., Hervorhebungen durch das erkennende Amtsgericht). 
Dem Vermieter steht indes ein Recht auf Einbehaltung der Kaution 
nur bis zu der — in angemessener Frist erteilten — Betriebskosten-
abrechnung zu (vgl. BGH NJW 2006, 1422 f.).

Die Beklagte hat den Klägern zum Zeitpunkt des Schlusses der 

mündlichen Verhandlung am 30.10.2009 nach wie vor eine Betriebs-
kostenabrechnung für das Wirtschaftsjahr 2008 nicht erteilt, obwohl 
das Mietverhältnis unstreitig bereits am 17.5.2008 beendet worden ist. 
Auch wenn der Vermieter gem. § 556 Abs. 3 S. 2 BGB die Betriebs-
kostenabrechnung erst zum Ablauf des zwölften Monats nach Ende des 
Abrechnungszeitraums mitteilen muss, so kann nicht davon gesprochen 
werden, dass eine solche Abrechnung zum Ende der gesetzlichen Frist 
noch „in angemessener Frist“ erteilt worden ist (vgl. hierzu Sternel, Miet-
recht, Rdnr. III 256, wonach das Zurückbehaltungsrecht auf Betriebs-
kostennachforderungen, welche spätestens 3 Monate nach Ablauf der 
Abrechnungsperiode abgerechnet worden sind, beschränkt ist; offen 
gelassen von BGH NJW 2006, 1422 f.). Nachdem das Wirtschaftsjahr 
2008 bereits längere Zeit abgelaufen ist und die entstandenen Betriebs-
kosten feststehen, sind für das Gericht unter Berücksichtigung der dem 
Vermieter zustehenden angemessenen Prüf- und Überlegungsfrist keine 
Gründe ersichtlich, warum eine Abrechnung der Betriebskosten noch 
nicht erfolgt ist.

Dies kann im Ergebnis offen bleiben, da nach dem oben Gesag-
ten ein Zurückbehaltungsrecht hinsichtlich der Kaution wegen einer 
noch nicht erteilten Betriebskostenabrechnung nur hinsichtlich eines 
angemessenen Teils der Kaution besteht, wenn eine Nachforderung 
zu erwarten ist (vgl. BGH NJW 2006, 1422 f. und die Darstellung bei 
Blank/Börstinghaus, Miete, 3. Aufl., § 551 Rdnr. 79). Die Beklagte 
hat aber trotz entsprechenden gerichtlichen Hinweises nicht zu der 
Angemessenheit des von ihr einbehaltenen Betrages, insbesondere 
nicht zu einer zu erwartenden Nachzahlung aus der Betriebskosten-
abrechnung 2008 vorgetragen. Abzulehnen ist nach Auffassung des 
erkennenden Gerichts ein schematisches Zurückbehaltungsrecht in 
Höhe von 3 monatlichen Betriebskostenvorauszahlungen*.

Eingesandt von RAen Dr. Dammann und Kollegen 

*für jeweils ein Abrechnungsjahr, Anm. d. Red.

MIETERHÖHUNG. BEWERTUNG.
BALKON. VERKEHRSLÄRM.
AG Hamburg-St. Georg, Urteil vom 28. Mai 2009, 923 C 
218/08 

Zum Sachverhalt: 
Die Klägerin begehrt als Vermieterin die Zustimmung der Beklag-

ten als Mieter zu einer Erhöhung der monatlichen Nettokaltmiete für 
die von diesen bewohnte Wohnung in der Hammer Landstraße in 
20537 Hamburg. Die 86 Quadratmeter große Zweieinhalb-Zimmer-
Wohnung liegt im ersten Obergeschoss, sie verfügt nicht über Dop-
pel- oder Isolierverglasung. Mit Schreiben vom 26.5.2008 begehrte 
die Klägerin die Zustimmung zur Erhöhung der Nettokaltmiete ab 
dem 1.8.2008 auf € 473,86. Dies entspricht einer Erhöhung des Qua-
dratmeterpreises von € 5,0414 auf € 5,51. Die Beklagten stimmten 
nicht zu.

Aus der Urteilsbegründung: 
Die zulässige Klage hat in der Sache keinen Erfolg. Der Klägerin 

steht gegen die Beklagten kein Anspruch auf Zustimmung zu einer 
Erhöhung der Miete bis zur ortsüblichen Vergleichsmiete nach § 558 
Abs. 1, 558 b Abs. 2 BGB zu. Die ortsübliche Vergleichsmiete liegt 
nämlich nicht über dem bereits jetzt gezahlten Mietzins.

Das Gericht erachtet die Ausstattung der Wohnung als unter-
durchschnittlich. (wird ausgeführt)

Der Balkon der streitgegenständlichen Wohnung ist nach dem 
Ergebnis der Beweisaufnahme nur eingeschränkt nutzbar, er zeigt 
zu einem nicht unerheblichen Teil in Richtung der viel befahrenen 
Hammer Landstraße und grenzt unmittelbar an das mit Teerpappe 
abgedeckte Dach des benachbarten Ladengeschäfts an. Der von der 
Straße abgewandte Teil des Balkons zeigt nach dem Ergebnis der 
Beweisaufnahme nicht auf einen Park, sondern auf einen kleinen 
Parkplatz auf dem Hinterhof. 

Je nach Baualtersklasse sind zudem im Rahmen der Ausstattung 
insbesondere die Belüftung, Besonnung, Schall- und Wärmeschutz 
zu berücksichtigen. Das Gericht hat im Rahmen der Beweisaufnahme 
festgestellt, dass die Verkehrsgeräusche der Hammer Landstraße in 
der gesamten Wohnung, also auch im rückwärtigen Teil, sehr laut und 
störend zu hören sind. Der Beklagte zu 2) hat glaubhaft ausgesagt, 
dass von dem unmittelbar unter der Wohnung liegenden Supermarkt 
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immer wieder Geräusche, insbesondere von den Einkaufswagen, in 
die Wohnung dringen. 

Die Beschaffenheit der Wohnung bzw. des Gebäudes ist nach dem 
Ergebnis der Beweisaufnahme als durchschnittlich bis unterdurch-
schnittlich für ein Gebäude der Baualtersklasse 1961 - 1967 anzuse-
hen. Das Treppenhaus wirkt heruntergekommen. Die Wohnung ist 
vom Treppenhaus aus nur über einen Laubengang zu erreichen. Im 
Erdgeschoss befindet sich ein Supermarkt, das angrenzende Laden-
geschäft steht zurzeit leer.

In Bezug auf die Wohnlage weist die Wohnung Vor- und Nachtei-
le auf, die gegeneinander abgewogen werden müssen. Eine normale 
Wohnlage ist in der inneren Stadt gekennzeichnet durch weitgehend 
geschlossene, zum Teil stark verdichtete Bauweisen, geringe Freiflä-
chen und eine durchschnittliche Immissionsbelastung; zudem durch 
die Durchmischung mit Laden-, Büro-, Gewerbe-, und Industrie-
nutzung, teilweise zählen hierzu auch noch beeinträchtigende Ver-
kehrslagen (Ziffer 6.5 des Hamburger Mietenspiegels 2007). Eine 
gute Wohnlage wird in der inneren Stadt nach dem Hamburger 
Mietenspiegel insbesondere durch eine bis zu ca. fünfgeschossige 
Bauweise mit straßenbildprägendem Grün und gepflegtem Straßen-
bild gekennzeichnet. Negativ schlagen die erheblichen Immissions-
beeinträchtigungen durch die Hammer Landstraße, eine vierspurige 
Ausfallstraße, zu Buche, diese können auch nicht durch die zentrale 
Lage der Wohnung aufgewogen werden. 

Geschäfte des täglichen Bedarfs sind in – für die innerstädtische 
Lage – normalem Umfange vorhanden, insbesondere befindet sich in 
unmittelbarer Nähe der Supermarkt. Ein straßenbildprägendes Grün 
oder ein gepflegtes Straßenbild ist nach dem Ergebnis der Beweisauf-
nahme – auch im Hinblick auf die Leerstände in den Ladengeschäften 
– nicht vorhanden. Die Nähe zum Hammer Park ist unstreitig, wiegt 
aber die unmittelbar für das Mietobjekt gegebenen Verkehrsbelas-
tungen nicht auf.

Das Gericht gelangt insgesamt bei Abwägung der Vor- und 
Nachteile, die hinsichtlich der Wohnung bestehen, zu einer orts-
üblichen Vergleichsmiete, die jedenfalls nicht über dem bislang 
geleisteten Netto- Kaltmietzins in Höhe von 5,04 € pro Quadrat-
meter liegt. Dabei verkennt das Gericht nicht, dass der Mittelwert 
für eine Wohnung der entsprechenden Baualtersklasse, Größe 
und Wohnlage bei 5,11 € pro Quadratmeter liegt. Angesichts 
der Minderausstattung der Wohnung und der Lage an der vier-
spurigen Ausfallstraße erachtet das Gericht aber einen Abschlag 
von knapp zehn Prozent für gerechtfertigt. Der Mietzins bewegt 
sich damit noch immer innerhalb der Spanne von 4,18 bis 5,91 € 
pro Quadratmeter. An diesem Ergebnis kann auch die Tatsache 
nichts ändern, dass die Klägerin den Mietzins seit 1994 nicht 
angehoben hat.

Eingesandt von RAen Steins & Schadendorff 

Mahnung. Anwaltskosten.
Ein großes Immobilien-Verwaltungsun-

ternehmen kann bei unkompliziertem Zah-
lungsverzug des Wohnungsmieters unter 
Wahrung der Schadensminderungspflicht 
ohne Beauftragung eines Rechtsanwalts 
den Zahlungsrückstand anmahnen. Erst 
zur Klageerhebung kann die Beauftragung 
des Rechtsanwalts kostennachteilig für den 
Mieter erfolgen.(AG Hannover, Urteil vom 
24.9.2009, 514 C 7041/09, WuM 2009, 731)

Maklerprovision. Serviceleistungen.
Branchenübliche Serviceleistungen des 

Maklers im Zusammenhang mit der Ver-
mittlung einer Wohnung (Schlüsselüber-
gabe, Entgegennahme der ersten Miete, 
Weiterleitung der Kaution u. dgl.) schließen 
den Provisionsanspruch des Maklers nicht 
aus. Erfüllt der Vermieter seine nach dem 
Mietvertrag geschuldeten Leistungen man-
gelhaft, so ist der Mieter nicht berechtigt, 
deswegen die Maklergebühr zu kürzen. (AG 
Hamburg-Wandsbek, Urteil vom 30.4.2009, 
715 C 30/09, ZMR 2009, 774)

Grundsteuer. Nacherhebung.
Wird die nach dem Mietvertrag umzule-

gende Grundsteuer rückwirkend erhöht, ist 
der Vermieter grundsätzlich zur Umlage des 
Erhöhungsbetrages auch dann rückwirkend 
berechtigt, wenn das Mietverhältnis bereits 
beendet ist. (LG Rostock, Urteil vom 27.2. 
2009, 1 S 200/08, WuM 2009, 232)

Vertragsschluss. Selbstauskunft.
Der Vermieter ist berechtigt, vor 

Abschluss eines Mietvertrags vom Mietbe-
werber eine Selbstauskunft mit Angaben zum 
Arbeitgeber, zur beruflichen Stellung und 
zu seinen Einkünften zu verlangen. Werden 
die Fragen nicht korrekt beantwortet, ist der 
Vermieter berechtigt, das Mietverhältnis aus 
wichtigem Grund außerordentlich fristlos zu 
kündigen. Die Kündigung setzt nicht voraus, 
dass dem Vermieter durch die Verletzung der 
Aufklärungspflicht ein Mietausfallschaden 

entstanden ist. (LG München I, Urteil vom 
25.3.2009, 14 S 18532/08, NZM 2009, 782)

Videokamera. Behinderter.
Ein behinderter, in seiner Gehfähigkeit 

eingeschränkter und bettlägeriger Mieter hat 
jedenfalls dann keinen Anspruch gemäß § 
554 a Abs. 1 Satz 1 BGB auf Genehmigung 
einer von ihm im Treppenhaus angebrachten 
Videokameraanlage, wenn er an seinem Bett 
über eine Wechselsprechanlage und an der 
Wohnungseingangstür über einen Türspion 
verfügt. (KG, Beschluss vom 15.6.2009, 8 U 
245/08, WuM 2009, 738)

Eigenbedarf. Ersatzwohnung.
Eine Kündigung wegen Eigenbedarfs des 

Vermieters ist rechtsmissbräuchlich, wenn 
dem betroffenen Mieter eine vergleichbare 
Wohnung im gleichen Gebäude nicht ange-
boten wird, weil sie im 1. Obergeschoss liegt 
und daher objektiv für den gehbehinderten 
Mitbewohner der streitbefangenen Wohnung 
ungeeignet scheint. Aus dem Recht des Mie-
ters auf freie Entfaltung seiner Persönlichkeit 
folgt, dass es seine Sache ist, zu entscheiden, 
inwieweit er die Nachteile einer Ersatzwoh-
nung in Kauf zu nehmen bereit ist. (LG Ber-
lin, Urteil vom 3.2.2009, 65 5 303/08, ZMR 
2010, 38)

Hausmakler. Auftrag.
Wer einem gewerbsmäßigen Makler 

einen Suchauftrag erteilt, macht ein Ange-
bot auf Abschluss eines entgeltlichen Mak-
lervertrages. Der Maklerkunde trägt in die-
sem Fall die Beweislast für die Behauptung, 
es sei Unentgeltlichkeit vereinbart worden. 
(BGH, Hinweisbeschluss vom 24.9.2009, III 
ZR 96/09)

Beleidigung. Schmerzensgeld.
Wird bei einer begründeten Abmahnung 

des Mieters durch den Hausverwalter die 
sachliche Ebene verlassen und durch beleidi-
gende Formulierungen das Persönlichkeits-
recht des Mieters verletzt, kann dieser ein 

Schmerzensgeld verlangen (hier: je 250 Euro 
vom Verwalter und vom Eigentümer). (LG 
Berlin, Urteil vom 6.10.2009, 65 S 121/09, GE 
2009, 1623)

Mieterhöhung. Mietenspiegel.
Ein Mieterhöhungsverlangen für eine 

Wohnung in einem Haus mit nur einem 
Laden und einer Wohneinheit kann mit 
dem Mietenspiegel begründet werden. Die 
Wohnungsmieten in solchen Objekten lie-
gen nämlich im Regelfall über den Mieten in 
Mehrfamilienhäusern. (AG Hamburg-Blan-
kenese, Urteil vom 1.7.2009, 508 C 85/09, 
ZMR 2009, 767)

Hausreinigung. Ausfall. 
Kann ein Mieter die von ihm vertraglich 

übernommene Hausreinigung nicht mehr 
ausführen, darf der Vermieter diese einem 
Fremdunternehmen übertragen und die 
dafür entstehenden Kosten auf alle Mieter 
umlegen.  (AG Berlin-Köpenick, Urteil vom 
26.10.2009, 5 C 11/09, GE 2009, 1558)

Heizkosten. Nutzergruppen.
Im Falle einer Vorerfassung des Ver-

brauchs der von der Heizanlage versorgten 
Nutzergruppen ist eine Heizkostenabrech-
nung nur dann formell ordnungsgemäß, 
wenn sich aus der Abrechnung selbst nach-
vollziehbar ergibt, wie die Nutzergruppen 
gebildet worden sind.

(Kammergericht ,  Beschluss  vom 
13.7.2009, 8 U 36/09, DWW 2009, 335)

Eigenbedarf. Handelsgesellschaft.
Eine Eigenbedarfskündigung einer 

Personenhandelsgesellschaft (OHG, KG) 
zugunsten eines Gesellschafters ist nicht 
zulässig. Auf diese Gesellschaften treffen die 
Überlegungen nicht zu, die die Zulässigkeit 
einer Eigenbedarfskündigung seitens einer 
„Gesellschaft bürgerlichen Rechts“ zu Guns-
ten eines Gesellschafters rechtfertigen. (LG 
Hamburg, Urteil vom 7.8.2009, 311 S 128/08, 
NZM 2009, 907)

Urteile in Leitsätzen 
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Drei gute Gründe sprechen für 
die Mitgliedschaft im Mieterverein 
zu Hamburg:

GRUND 1

Der Mieterverein als Interessen-
vertretung aller Mieter tritt für ein 
soziales Mietrecht ein. Als einziger 
Hamburger Mieterverein gehört 
er dem Deutschen Mieterbund 
(DMB) an. Eine starke Mieteror-
ganisation braucht einen großen 
Mitgliederbestand. Je mehr wir 
sind, desto besser können wir uns 
für Sie einsetzen.

GRUND 2

Der Mieterverein ist für das 
einzelne Mitglied da. Als Ihre Inte-
ressenvertretung beraten wir Sie in 
allen Miet- und Wohnungsfragen. 
Mehr als 58.000 Mitgliedshaus-
halte in Hamburg und Umgebung 
wissen unsere Hilfe zu schätzen. 
Bleiben auch Sie nicht Rat-los!

GRUND 3

Als Mitglied im Mieterverein 
haben Sie Prozess-Rechtsschutz 
für Mietstreitigkeiten. Unsere 
Rechtsschutz-Versicherung sorgt 
für 90-prozentigen Kostenschutz. 
Wir wollen zwar keinen Streit. 
Wenn es doch zu einem Prozess 
kommt, tragen Sie nur ein geringes 
Kostenrisiko und brauchen auf Ihr 
gutes Recht nicht zu verzichten.

•  Und das alles für monatlich 5,75 € 
je Haushalt (also Jahresbeitrag 
69 €), Aufnahmegebühr 15 €.

•  Schnell Entschlossene finden 
nebenstehend ein Beitrittsformu-
lar. Wenn Sie weitere Informatio-
nen wünschen, rufen oder mailen 
Sie uns an: (040) 8 79 79-0 oder 
info@mieterverein-hamburg.de.

•  Mitglieder werben Mitglieder: 
Einigkeit macht stark. Deshalb 
sollten Sie Ihre Nachbarn, Kol-
legen, Verwandten und Freunde 
von den Vorteilen des Mieter-
vereins überzeugen. Für jedes 
geworbene Mitglied schreiben wir 
Ihrem Beitragskonto 10 € gut.

Warum 
Mieterverein?

Beitrittserklärung
 zum MIETERVEREIN ZU HAMBURG VON 1890 r. V.  

Bitte deutlich schreiben! 

 
Name Geburtsdatum

 
Name Geburtsdatum

 
Straße PLZ, Wohnort

 
Telefon EMail-Adresse

Ich möchte Ihren kostenlosen E-Mail-Newsletter beziehen:  ❏ ja    ❏ nein

Aufnahmegebühr und Jahresbeitrag sollen von folgendem Konto abgebucht werden:

 
Bank BLZ

 
Konto-Nr. Kontoinhaber

Datenschutz: Ich willige ein, dass der Mieterverein meine Daten speichert und verarbeitet, soweit es zur Mitgliederverwaltung und 
zur satzungsgemäßen Wahrnehmung meiner Interessen erforderlich ist.

Datum Unterschrift(en)

Beitrittserklärung
 zum MIETERVEREIN ZU HAMBURG VON 1890 r. V.  

Bitte deutlich schreiben! 

 
Name Geburtsdatum

 
Name Geburtsdatum

 
Straße PLZ, Wohnort

 
Telefon EMail-Adresse

Ich möchte Ihren kostenlosen E-Mail-Newsletter beziehen:  ❏ ja    ❏ nein

Aufnahmegebühr und Jahresbeitrag sollen von folgendem Konto abgebucht werden:

 
Bank BLZ

 
Konto-Nr. Kontoinhaber

Datenschutz: Ich willige ein, dass der Mieterverein meine Daten speichert und verarbeitet, soweit es zur Mitgliederverwaltung und 
zur satzungsgemäßen Wahrnehmung meiner Interessen erforderlich ist.

Datum Unterschrift(en)

Beitrittserklärung
 zum MIETERVEREIN ZU HAMBURG VON 1890 r. V.  

Bitte deutlich schreiben! 

 
Name Geburtsdatum

 
Name Geburtsdatum

 
Straße PLZ, Wohnort

 
Telefon EMail-Adresse

Ich möchte Ihren kostenlosen E-Mail-Newsletter beziehen:  ❏ ja    ❏ nein

Aufnahmegebühr und Jahresbeitrag sollen von folgendem Konto abgebucht werden:

 
Bank BLZ

 
Konto-Nr. Kontoinhaber

Datenschutz: Ich willige ein, dass der Mieterverein meine Daten speichert und verarbeitet, soweit es zur Mitgliederverwaltung und 
zur satzungsgemäßen Wahrnehmung meiner Interessen erforderlich ist.

Datum Unterschrift(en)



Mitglieder werben Mitglieder
Ich habe ein neues Mitglied (siehe Beitrittserklärung) 

für den MIETERVEREIN ZU HAMBURG von 1890 r. V. geworben. 

Meine Mitgliedsnummer

Mein Name

Straße

PLZ / Wohnort

Bitte schreiben Sie meinem Beitragskonto 10 € gut.

Bitte die Beitrittserklärung ausschneiden und einsenden an den

Mieterverein zu Hamburg von 1890 r. V.

Beim Strohhause 20, 20097 Hamburg

Telefax (040) 8 79 79-120

Mitglieder werben Mitglieder
Ich habe ein neues Mitglied (siehe Beitrittserklärung) 

für den MIETERVEREIN ZU HAMBURG von 1890 r. V. geworben. 

Meine Mitgliedsnummer

Mein Name

Straße

PLZ / Wohnort

Bitte schreiben Sie meinem Beitragskonto 10 € gut.

Bitte die Beitrittserklärung ausschneiden und einsenden an den

Mieterverein zu Hamburg von 1890 r. V.

Beim Strohhause 20, 20097 Hamburg

Telefax (040) 8 79 79-120

Mitglieder werben Mitglieder
Ich habe ein neues Mitglied (siehe Beitrittserklärung) 

für den MIETERVEREIN ZU HAMBURG von 1890 r. V. geworben. 

Meine Mitgliedsnummer

Mein Name

Straße

PLZ / Wohnort

Bitte schreiben Sie meinem Beitragskonto 10 € gut.

Bitte die Beitrittserklärung ausschneiden und einsenden an den

Mieterverein zu Hamburg von 1890 r. V.

Beim Strohhause 20, 20097 Hamburg

Telefax (040) 8 79 79-120

Warum 
Mieterverein?

Drei gute Gründe sprechen für 
die Mitgliedschaft im Mieterverein 
zu Hamburg:

GRUND 1

Der Mieterverein als Interessen-
vertretung aller Mieter tritt für ein 
soziales Mietrecht ein. Als einziger 
Hamburger Mieterverein gehört 
er dem Deutschen Mieterbund 
(DMB) an. Eine starke Mieteror-
ganisation braucht einen großen 
Mitgliederbestand. Je mehr wir 
sind, desto besser können wir uns 
für Sie einsetzen.

GRUND 2

Der Mieterverein ist für das 
einzelne Mitglied da. Als Ihre Inte-
ressenvertretung beraten wir Sie in 
allen Miet- und Wohnungsfragen. 
Mehr als 58.000 Mitgliedshaus-
halte in Hamburg und Umgebung 
wissen unsere Hilfe zu schätzen. 
Bleiben auch Sie nicht Rat-los!

GRUND 3

Als Mitglied im Mieterverein 
haben Sie Prozess-Rechtsschutz 
für Mietstreitigkeiten. Unsere 
Rechtsschutz-Versicherung sorgt 
für 90-prozentigen Kostenschutz. 
Wir wollen zwar keinen Streit. 
Wenn es doch zu einem Prozess 
kommt, tragen Sie nur ein geringes 
Kostenrisiko und brauchen auf Ihr 
gutes Recht nicht zu verzichten.

•  Und das alles für monatlich 5,75 € 
je Haushalt (also Jahresbeitrag 
69 €), Aufnahmegebühr 15 €.

•  Schnell Entschlossene finden 
nebenstehend ein Beitrittsformu-
lar. Wenn Sie weitere Informatio-
nen wünschen, rufen oder mailen 
Sie uns an: (040) 8 79 79-0 oder 
info@mieterverein-hamburg.de.

•  Mitglieder werben Mitglieder: 
Einigkeit macht stark. Deshalb 
sollten Sie Ihre Nachbarn, Kol-
legen, Verwandten und Freunde 
von den Vorteilen des Mieter-
vereins überzeugen. Für jedes 
geworbene Mitglied schreiben wir 
Ihrem Beitragskonto 10 € gut.



(dmb/vs) Vorsicht vor männlichen 
Einzelgängern, besser gekleidet 
und mit großem Pkw. So sehen 
nach Darstellung von Haus & Grund-
Generalsekretär Andreas Stücke 
typischerweise Mietnomaden aus. 
Die Vermieterorganisation wird seit 
mehr als zwei Jahren nicht müde, das 
Schreckgespenst durch Deutschland 
vagabundierender Mietnomaden an 
die Wand zu malen. 15.000 Mietno-
maden soll es geben, die keine Mie-
te zahlen und verwüstete Wohnun-
gen zurücklassen, durchschnittliche 
Schadenshöhe 25.000 Euro.

achdem die Bundesregierung im 
Koalitionsvertrag angekündigt 
hat, sie werde dem Mietnoma-

dentum wirksam begegnen, legt Haus 
& Grund konkrete Forderungen vor: 
Streiten sich Mieter und Vermieter 
über Mietzahlungen, sollen Mieter per 
einstweiliger Verfügung gezwungen 
werden, die Mietzahlung bei Gericht 
zu hinterlegen. Geschieht dies nicht, soll 
die Wohnung geräumt werden dürfen.

Der Deutsche Mieterbund lehnt diese 
Vorschläge ab. „Hier wird das Kind mit dem 
Bade ausgeschüttet“, sagte Bundesdirektor 
Lukas Siebenkotten. In Deutschland gebe es 
geschätzte 1.000 Mietnomadenfälle im Jahr. 
Das seien Betrüger, die Wohnungen anmie-
teten, aber von vornherein vorhätten, nicht 
zu zahlen. Polizei und Staatsanwaltschaft 
müssten sich um diese Fälle kümmern. 
Auch der Mieterbund sei der Auffassung, 
dass Vermieter schneller zu ihrem Recht 

kommen müssen. Dazu bräuchte man aber 
keine neuen Gesetze, sondern schnellere 
Prozesse. Das heißt: mehr Richter. 

Die Vorschläge der Vermieterorga-
nisation differenzieren nicht zwischen 
Wohnungsbetrügern und Mietern, die die 
Miete nicht zahlen können, oder Mietern, 
die mit ihrem Vermieter über die Berech-
tigung der Mietforderungen streiten, zum 
Beispiel nach einer Mieterhöhung oder 
einer Mietminderung. Siegmund Chych-
la, Geschäftsführer des Mietervereins zu 
Hamburg, sieht darin ein „falsches Spiel 

der Vermieterorganisationen. Man 
gibt vor, die Vermieter vor Kriminellen 
schützen zu wollen. Tatsächlich will 
man erreichen, dass gegenüber den 25 
Millionen vertragstreuen Mieterhaus-
halten das soziale Mietrecht verschärft 
– einige würden sagen: liberalisiert – 
wird.“ 

Während Vermietervertreter und 
einzelne Politiker die Mietnomaden-
frage aufbauschen, um Mietrechts-
änderungen durchzusetzen, nutzen 
Geschäftemacher die entstehende 
Nomadenhysterie für dubiose Ange-
bote. Sie versprechen Schutz und Hilfe 
gegen Bares:

•   Mietnomadenportale im Internet 
gegen Mieterterror – zwischenzeit-
lich vielfach aus Datenschutzgründen 
geschlossen; 

•   Onlineangebote, die sorgenfreie 
Immobilien versprechen und nach 
dem Motto arbeiten: Der Staat hilft 
nicht, man muss sich selbst helfen;

•   Vermieter-Schutz-Dateien, deren 
Betreiber zum Teil selbst im Visier 
der Staatsanwaltschaft standen;

•   selbst ernannte Immobilienkanzleien, die 
eine Mietausfallabsicherung anbieten und 
Mietforderungen aufkaufen; 

•   Mietnomadenversicherungen, von denen 
selbst Haus & Grund sagt, die Prämien 
seien viel zu hoch, es lohne sich nicht

•   oder Angebote wie Solvenzcheck usw. 
Fazit: Das Risiko, Geld zu verlieren, ist 

bei diesen Dienstleistern deutlich höher als 
das Risiko, einem Wohnungsbetrüger auf-
zusitzen. ፛

Mietnomaden: Dichtung und Wahrheit
VERMIETERVERTRETER UND POLITIKER BAUSCHEN DAS THEMA AUF

Geplante Mietrechtsänderung bleibt nebulös

AUS DER DMB-MIETERZEITUNG

D ie von der schwarz-gelben Bundes-
regierung geplante Mietrechtsände-
rung bleibt nebulös. Längst ist noch 

nicht klar, wohin die Reise geht. Und auch 
der Zeitpunkt, wann das zuständige Bun-
desjustizministerium mit den Vorarbeiten 
beginnen wird, ist völlig offen. Bundesjus-
tizministerin Sabine Leutheusser-Schnar-
renberger verweigerte jedenfalls der Mie-
terZeitung ein Interview zu den Inhalten 
der geplanten Änderung sowie über deren 
Zeitpunkt. Da steht noch nichts fest, so die 
lapidare Auskunft aus dem Ministerium.

Es scheint vor allem die FDP zu sein, 
die bei der Mietrechtsreform aufs Tempo 
drückt. Bereits Ende November vorigen 
Jahres machte die FDP-Fraktionsvorsit-
zende Birgit Homburger Druck. Die FDP 
pocht auf die im Koalitionsvertrag ver-
einbarten gleichen Kündigungsfristen für 

Mieter und Vermieter.
Widerstand gegen eine schnelle Ände-

rung des Mietrechts kam danach auch aus 
der CSU. Deren Generalsekretär Alexan-
der Dobrindt sprach sich im Hamburger 
Abendblatt gegen eine Aushöhlung des 
Mietrechts aus. Für die CSU sei entschei-
dend, „dass unser Mietrecht ein soziales 
Mietrecht bleibt“, sagte er und fügte hin-
zu: „Eine Angleichung der Kündigungs-
fristen von Mietern und Vermietern sehen 
wir eher skeptisch.“ Der Generalsekretär 
wies darauf hin, dass im Koalitionsvertrag 
zunächst einmal nur eine Überprüfung 
vorgesehen sei.

Es könne nicht sein, „dass ein Mieter 
nach 20 Jahren im selben Haus wegen 
einer Eigenbedarfskündigung innerhalb 
von nur drei Monaten vor die Tür gesetzt 
wird“, erklärte Bundesverbraucherschutz-

ministerin Ilse Aigner (CSU). Das Verbrau-
cherministerium werde sicherstellen, dass 
bei einer Änderung „der soziale Charakter 
des Mietrechts erhalten bleibt“.

Der Deutsche Mieterbund (DMB) 
begrüßt die klaren und eindeutigen 
Aussagen der CSU-Politiker. Als positiv 
bewertet er auch, dass Bundeskanzlerin 
Angela Merkel (CDU) im Interview in 
der letzten Mieter Zeitung ausdrücklich 
feststellte, dass sie den sozialen Charak-
ter des Mietrechts erhalten wolle. An die 
Union appellierte DMB-Direktor Lukas 
Siebenkotten deshalb, nicht nur bei den 
Kündigungsfristen auf schnelle Ände-
rungen zu verzichten, sondern auch der 
FDP-Forderung nach Abschaffung des 
Mietminderungsrechts bei energetischen 
Sanierungen eine eindeutige Absage zu 
erteilen. ፛

Keine neuen Gesetze, sondern mehr Richter für 
schnellere Prozesse fordert der Deutsche Mieterbund.
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„Die Wohnung wird nicht an Neger ... äh 
Schwarzafrikaner oder Türken vermietet.“ 

D ie Aussage seiner Hausmeisterin 
kommt einem Aachener Immo-
bilienverwalter teuer zu stehen. 

Das Oberlandesgericht Köln (Az: 24 
U51/09) macht ihn dafür verantwortlich, 
dass ein Paar schwarzafrikanischer Her-
kunft wegen seiner Hautfarbe als Mieter 
zurückgewiesen wurde, und verurteilte 
ihn zur Zahlung von 5.056 Euro als Ent-
schädigung und Schadensersatz.

Das Paar hatte sich auf eine Annonce 
des Immobilienverwalters gemeldet und 
wollte die angebotene Wohnung besich-

tigen. Die Hausmeisterin als Gehilfin des 
Verwalters verweigerte jedoch die Woh-
nungsbesichtigung und erklärte, es werde 
nicht an „Neger … äh Schwarzafrikaner 
oder Türken“ vermietet.

Die Hausmeisterin habe durch die-
se Äußerung die Menschenwürde und 
damit das allgemeine Persönlichkeits-
recht der Mietinteressenten verletzt, 
erklärte das Oberlandesgericht Köln. Die 
Bezeichnung als „Neger“ sei nach 
heutigem Verständnis eindeutig 
diskriminierend und ehrverlet-
zend.

Ein Angriff auf die Menschen-
würde des Paares sei es aber auch, 

dass ihnen eine Wohnungsbesichtigung 
und eventuelle An mietung allein wegen 
ihrer Hautfarbe verweigert worden sei. ፛

CDU, CSU und FDP haben verein-
bart, das Mietrecht, zum Beispiel die 
Kündigungsfristregelungen und das 
Mieteminderungsrecht, zu ändern. 
Außerdem will die Bundesregierung 
wirksam gegen Mietnomaden vorge-
hen. Die MieterZeitung sprach mit Ulf 
Börstinghaus, Vorsitzender des Deut-
schen Mietgerichtstags, Richter und 
Fachbuchautor.

MZ: Wie viele Fälle von Mietnomaden-
tum gibt es nach Ihrer Schätzung?

Ulf Börstinghaus: Verlässliche Zah-
len gibt es nicht. Das Problem fängt schon 
mit der Definition des Mietnomadentums 
an. Fachleute verstehen darunter Mieter, 
die in der Absicht eine Wohnung anmie-
ten, die geschuldete Gegenleistung nicht 
erbringen zu wollen. Das ist juristisch ein 
Straftatbestand, nämlich Eingehungsbe-
trug. Die polizeiliche Kriminalstatistik 

weist hierzu ständig rückläufige Zahlen 
aus, was sicher auch daran liegt, dass Ver-
mieter heute sensibler geworden sind.

Wenn man Mietnomaden so definiert, 
dann kommt man wahrscheinlich im Jahr 
auf circa 1.000 Fälle, wobei jeder einzelne 
für den betroffenen Vermieter natürlich 
schlimm ist. Dementsprechend spricht 
auch der Immobilienverband Deutschland 
von einer sehr geringen Falldichte. Der 
Herausgeber einer namhaften Vermieter-
zeitung und engagierter Vermietervertreter 
hat in einem Editorial seiner Zeitung 2009 
geschrieben, dass ihm noch nie ein Fall des 
Mietnomadentums untergekommen ist. 
Mir als Richter übrigens auch nicht. Auch 
kein Kollege hat mir jemals von einem sol-
chen Fall erzählt.

Wie können diese Betrügereien ver-
hindert werden? Brauchen wir andere 
Gesetze?

Die Fachleute bezweifeln das. Prof. 
Dr. Eekhoff, Volkswirtschaftler und Vor-
sitzender von Haus & Grund Rheinland, 
der sicher nicht im Verdacht steht, Mietern 
besonders nahe zu stehen, hat in einem 
Interview die Auffassung vertreten, dass 
sich das Problem der Mietnomaden nicht 
allein durch härtere Gesetze und beschleu-
nigte Verfahren lösen lasse. Letztendlich 
helfe nur Prävention. Der Enkel-Trick 
funktioniert leider bei älteren Menschen 
immer mal wieder, auch Heiratsschwindler 
gibt es immer noch. Betrügereien bei eBay 
sind leider besonders häufig. Trotzdem 
will keiner Großeltern, Heiratswillige oder 

eBay-Käufer oder -Verkäufer durch beson-
dere Gesetze schützen. Der Betrugstatbe-
stand reicht aus. Und zum eigenen Schutz 
heißt es nun einmal „Augen auf, nicht alles 
glauben und gegebenenfalls professionelle 
Hilfe einschalten“.

Sind neue Kündigungsfristregelungen 
notwendig, und sollte das Mieteminde-
rungsrecht bei energetischen Sanierungen 
abgeschafft werden? 

Das ist eine Frage, die letztendlich 
politische Mehrheiten entscheiden müs-
sen. Die heutige Bundesjustizministerin 
hatte bekanntlich 1992 eine Experten-
kommission eingesetzt, die aus fach-
licher Sicht vorgeschlagen hatte, die 
Kündigungsfrist für Mieter immer auf 
drei Monate festzulegen und die Verlän-
gerung der Kündigungsfrist nur für den 
Vermieter eintreten zu lassen.

Aus der gerichtlichen Praxis kann 
ich berichten, dass seither die häufig 
für beide Seiten kaum prognostizierba-
ren Streitigkeiten über die Geeignetheit 
von Nachmietern nicht mehr vorkom-
men. Insofern entspricht die heutige 
Gesetzeslage den Bedürfnissen der Pra-
xis. Das gilt auch für die Minderung bei 
Sanierungsmaßnahmen. Jede Änderung 
hier wird zu Abgrenzungsproblemen 
und neuen Streitigkeiten führen. Der 
Bundesgerichtshof (Az: VIII ZR 159/08) 
hat hier gerade einen praktikablen Weg 
für Vermieter vorgeschlagen, nach dem 
Motto, wer nicht mindert, bekommt 
auch keine Mieterhöhung. ፛

DAS INTERVIEW

„ Gegen Betrüger hilft nur 
Wachsamkeit“

5.056 Euro Schadensersatz wegen Diskriminierung

Ulf Börstinghaus, Vorsitzender des Deutschen 
Mietgerichtstags

AUS DER DMB-MIETERZEITUNG
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Im vergangenen Jahr haben mehrere 
Hunderttausend Hartz-IV-Empfänger 
erfolgreich Widerspruch gegen ihre Leis-

tungsbescheide eingelegt. Von den 766.700 
zwischen Januar und November bearbei-
teten Widersprüchen musste die Behörde 
rund 280.000 Bescheide nachbessern. Das 
entspricht einer Quote von 36,4 Prozent. 
Eine Sprecherin der Bundesagentur für 
Arbeit betonte, dass etwa ein Fünftel der 
erfolgreichen Widersprüche sich auf die 
Wohnungs- und Heizkostenzuschüsse bezö-
gen, für welche die Kommunen, nicht aber 
die Bundesagentur, verantwortlich seien. 
Damit ist die Berichtigungsquote fast iden-
tisch mit der aus dem Jahr 2008. Damals 

wurden 36,5 Prozent der Bescheide korri-
giert, absolut rund 302.000.

Dass die Regelungen zu Hartz IV einst 
„mit heißer Nadel gestrickt“ wurden, zeigt 
auch die ständig steigende Zahl an neu ein-
gehenden Klagen bei den Sozialgerichten. 
Beim Sozialgericht Berlin, dem größten der 
Republik, gingen bis Ende 2009 rund 86.000 
Hartz-IV-Klagen ein. Allein 2009 wurden 
knapp 27.000 neue Verfahren eingeleitet, 
und damit noch einmal 5.000 mehr als im 
Jahr zuvor. Die meisten Klagen beziehen 
sich auf die Kosten der Unterkunft, erklärt 
die Präsidentin des Gerichts, Sabine Schu-
doma. Rund die Hälfte der Kläger erstreitet 
zumindest einen Teilerfolg. ፛

Fortress-Beteiligung am Wohnungsun-
ternehmen Gagfah: Mieter zahlen die 
Zeche. 

Was viele Politiker in den Kommu-
nen, Ländern und beim Bund 
immer wieder als unrealistisches 

Schreckensbild besorgter Mietervertreter 
und Wohnungspolitiker abgetan haben, ist 
in einigen Regionen Deutschlands längst 
bittere Realität. Wo allein die Höhe der Ren-
dite zählt, bleiben die Mieter auf der Strecke. 
Ganze Wohnanlagen verkommen, weil die 
neuen Kapitaleigner einstmals gut geführte 
Wohnungsunternehmen ausplündern.

Das größte börsennotierte deutsche 
Wohnungsunternehmen stellt dabei nur ie 
Spitze des Eisberges dar. Der US-amerikani-
sche Finanzinvestor Fortress sah – wie viele 
andere angelsächsische Unternehmen – in 
den Wohnungsgesellschaften der öffentli-
chen Hand eine Chance, schnell viel Geld 
zu machen. In nur wenigen Jahren kaufte 
Fortress in Deutschland mehrere Woh-
nungsunternehmen mit einem Bestand von 
rund 170.000 Wohnungen. 2006 ging die 
neu geschaffene Gagfah-Holding mit Sitz 
in Luxemburg an die Börse. Die Rechnung 
des Finanzinvestors ist nicht aufgegangen. 
Die zur Befriedigung der hohen Renditeer-

wartungen notwendigen Mieterhöhungen 
waren und sind am deutschen Wohnungs-
markt nicht durchzusetzen. Das erwartete 
Geschäft mit dem Verkauf der Wohnungen 
an die Mieter blieb im Wesentlichen aus. 
Damit die Gagfah dennoch eine zweistelli-
ge Rendite (zuletzt zwölf Prozent) auszah-
len kann, spart das Unternehmen bei der 
Bewirtschaftung und Instandhaltung der 
Wohnungen. Die Gagfah kürzte die Inves-
titionen in die Erhaltung des Wohnungsbe-
standes auf die Hälfte dessen, was seriöse 
Unternehmen Jahr für Jahr investieren, die 
am langfristigen Erhalt der Wohnungen 
interessiert sind.

Das Ergebnis einer solchen Geschäfts-
politik: Die Wohnungen verkommen zuse-
hends. Bereits heute bröckeln vielerorts 
Fassaden, und Mieter frieren, weil mitten 
im Winter die Heizung ausfällt. Doch das 
ist nur der Anfang – schon bald werden die 
ersten Mieter ausziehen.

Wohnquartiere werden an Attraktivität 
und Ansehen verlieren. In wenigen Jahren 
werden sie zu sanierungsbedürftigen Pro-
blemquartieren. Die Investoren sind dann 
längst weitergezogen – eben wie die Heu-
schrecken. Sie grasen neue, von anderen gut 
bestellte Felder ab. Fortress hat seine Betei-
ligung an der Gagfah in den vergangenen 

Jahren bereits erheblich zurückgefahren. 
Der Notausstieg ist vorbereitet. Die Zeche 
zahlen in erster Linie die Mieter. Teuer wird 
das Ganze aber auch für die Kommunen, 
die einst glaubten, mit dem Verkauf der 
Wohnungen ein gutes Geschäft gemacht 
zu haben. Heruntergekommene, vernach-
lässigte Stadtquartiere schaden dem Anse-
hen der Stadt. Dem öffentlichen Druck, die 
Sanierungskosten für diese Stadtviertel zu 
übernehmen, werden die Kommunen auf 
Dauer nicht standhalten können. ፛

KLAGEFLUT

n den vergangenen Jahren haben 
Deutschlands Sozialgerichte Hunderte 
von neuen Stellen eingerichtet, um der 

Klageflut Herr zu werden. Das Bundes-
sozialgericht sah sich bereits Mitte 2008 
gezwungen, einen zweiten Senat allein 
für die Bearbeitung von Hartz-IV-Klagen 
einzurichten. Ein Jahr zuvor hatte das 
Bundessozialgericht bereits den neuen 14. 

Senat für Verfahren im Zuge der Hartz-IV-
Gesetze zu gebildet.

Peter Udsching, Vorsitzender des 
Hartz-IV-Senats beim Bundessozialge-
richt, macht in einem Interview in der 
Zeitschrift „Guter Rat“ die komplizierten 
Berechnungsgrundlagen für das Arbeits-
losengeld verantwortlich. Die Mitarbeiter 
in den Jobcentern seien oft überfordert. 
In dem Interview kritisierte er aber auch 
die Städte und Gemeinden, „die bei den 

Wohnungsgrößen und -kosten zu Unrecht 
pauschale Obergrenzen vergeben und 
nicht die vollen Mietkosten übernehmen 
wollen“. Die Urteile der Sozialgerichte dazu 
„werden häufig schlichtweg ignoriert“.

Ende 2009 erhielten etwa 6,44 Millio-
nen Menschen Arbeitslosengeld II, darun-
ter 1,67 Millionen Kinder. Der Rekordstand 
bei der Zahl der Leistungsempfänger war 
2006 mit 7,35 Millionen im Jahresdurch-
schnitt. ፛

Hartz IV bleibt Dauerbaustelle

„ Notausstieg vorbereitet“

Die vermeintlich größte Arbeitsmarktreform 
– bekannt unter dem Namen Hartz IV – bleibt 

auch fünf Jahre nach ihrem Inkrafttreten 
eine Dauerbaustelle. Dafür sind weniger die 
immer neuen Vorschläge seitens der Politik, 

sondern vor allem die seit Beginn der Reform 
vorhandenen Fehler verantwortlich.

Lukas Siebenkotten, Direktor des Deutschen 
Mieterbundes

AUS DER DMB-MIETERZEITUNG
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DER FALL

Gestritten wird um die Berechtigung 
von Mietern, eine hinter dem Haus 
befindliche Gartenfläche zu nutzen. 

Die Vermieter haben den Zugang versperrt. 
Hinter dem Haus Kaiser-Friedrich-Ufer 17 
in Hamburg befindet sich die Fläche, die 
über einen Kellerausgang für die Mieter 
zugänglich war und seit vielen Jahren auch 
genutzt wurde. Eine vom Mieterverein ver-
tretene Mieterin wohnt seit 1978 dort und 
hatte beim Einzug von der Hausmeisterin 
einen Schlüssel für die rückwärtige Tür 
erhalten.  

Sie hat nun vor dem Amtsgericht Klage 
auf Wiedereinräumung der Nutzungsmög-
lichkeit erhoben und zur Begründung unter 
anderem vorgebracht: Die Gartennutzung 
sei zwar nicht im Mietvertrag vereinbart, 
durch die jahrzehntelange Nutzung sei 
das Nutzungsrecht jedoch Bestandteil des 
Mietvertrags geworden. Auf der Grünflä-
che habe sich eine Wäschespinne befun-
den; die Fläche sei dafür angelegt gewe-
sen, dass die Mieter sich dort aufhalten 
könnten; die vorherige Vermieterin habe 
sogar einen Zuschuss von 268,29 Mark für 
ein Gartenfest gegeben. Sie - die Mieterin 
- habe, zusammen mit einer Nachbarin, 
auch ein Beet anlegen dürfen.

Und nun die Gegenposition: Die Ver-
mieterin, eine Handelsgesellschaft, hat 
das Hausgrundstück von der vorherigen 
Vermieterin im Jahr 2006 erworben. Sie 
teilte den Mietern im Juni 2007 mit, dass 
für Fassadenarbeiten an der Gebäude-
rückseite ein Gerüst aufgestellt werde und 
dass dann aus versicherungstechnischen 

Gründen der Zugang zum Garten nicht 
mehr möglich sein werde. Im Sommer 
2008 ließ die Beklagte die Zugangstür mit 
einem Steckschloss versehen. Sie weist dar-
auf hin, dass im Jahr 2006 oder 2007 ein 
Kind die Kellertreppe hinunter gestürzt sei. 
Mehrfach seien Blumentöpfe von Balkonen 
in den Garten gefallen; durch einen neu 
errichteten Zaun habe sie sichergestellt, 
dass auch keine Bewohner der angrenzen-
den Häuser auf das Hofgelände gelangen 
können. Weiterhin habe sie im Interesse 
niedrigerer Bewirtschaftungskosten eine 
pflegeleichtere Gestaltung der Fläche 
beschlossen. Schließlich führt sie ins Feld, 
dass die Anwohner infolge der geschlos-
senen Bebauung einer erheblichen Lärm-
belästigung ausgesetzt seien und mehrere 
Betroffene sich dankbar für die Maßnahme 
gezeigt hätten.

Geben wir dazu der Mieterin nochmals 
das Wort: Zwar habe ein Kind einen Unfall 
erlitten, die Unfallquelle sei aber mittler-
weile beseitigt. Das Herabfallen von Blu-
mentöpfen werde bestritten, man könne es 
aber ohnehin verhindern.

Und nun sind Sie, liebe Leserin, 
lieber Leser, gefragt: Wie würden Sie 
entscheiden? Durfte die Vermieterin 
die Gartennutzung unterbinden? Oder 
haben die Mieter Anspruch darauf, die 
Grünfläche wieder nutzen zu können?

DAS URTEIL

Wir wollen es nicht zu spannend 
machen: Leider hat die Mieterin ihren Pro-
zess verloren. Das Amtsgericht wies ihre 
Klage ab und begründete das damit, dass 
selbst durch eine jahrzehntelange Nutzung 
einer zum Mietshaus gehörenden Garten- 
oder Hoffläche kein mietvertragliches 
Gebrauchsrecht begründet wird. Interes-
sant: Eine andere Mieterin im Haus hatte 
ebenfalls auf Zugang zum Garten geklagt. 
Die damit befasste Abteilung des Amtsge-
richts kam zu einem anderen Ergebnis, gab 
der Mieterin also Recht. Die Vermieterin 
ging aber in die Berufung - mit Erfolg. Das 
Landgericht urteilte gegen die Mieterin: 

„Anders als von dem Amtsgericht 
angenommen, besteht kein Anspruch der 
Klägerin auf Zutritt zu dem Innenhof. Ist 
die Nutzung einer Garten- oder Hoffläche 
nicht mietvertraglich geregelt, besteht kein 
Anspruch des Mieters auf die Nutzung. ... Es 
handelt sich dann lediglich um eine unent-
geltliche Gestattung, die jederzeit widerru-
fen werden kann. Ein Widerruf kann nur 
in engen Grenzen unzulässig sein, wenn er 
gegen Treu und Glauben verstößt. Das ist 
vorliegend jedoch nicht der Fall.“ 

(Landgericht Hamburg, Urteil vom 12. 
Mai 2009 – die vollständige Urteilsbegrün-
dung können Sie auf Seite 15 (Urteilssei-
ten) lesen.) ፛ 

FÜR UND WIDER VOR GERICHT

Wie würden Sie entscheiden?

Von Michael Kopff

Stellen Sie sich einmal vor, Sie hätten 
einen Mietstreit zu entscheiden. Beide 
Kontrahenten bringen mehr oder min-
der überzeugende Argumente für ihren 
Standpunkt vor. Oft fehlen eindeutige 
gesetzliche Regelungen oder Vorgaben 
in den Mietverträgen. Wir stellen Ihnen 
hier einen aktuellen Fall aus der Bera-
tungspraxis des Mietervereins zu Ham-
burg vor. Versuchen Sie doch einmal, Ihr 
eigenes Urteil zu fällen: Wer hat Recht 
– die Mieter- oder die Vermieterseite?

Nach jahrelanger Nutzung für die Mieter nun nicht mehr zugänglich: Die Gartenfläche im Hof
Foto: stahlpress Medienbüro
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Von Michael Kopff

In dieser Folge nehmen wir weitere Miet-
verträge aus den 1950er Jahren unter die 
Lupe.

Zur Wohnungsnot in der Nachkriegszeit 
passt ein Stempel ganz oben auf einem 
SAGA-Mietvertrag vom Januar 1954:

„Diese Wohnung darf nur an 
Sowjetzonen-Flüchtlinge mit einem 

Haushalt von mindestens 4 Personen 
vermietet werden.“

Wohlgemerkt handelt es sich dabei um 
eine Zwei-Zimmer-Wohnung! Ansonsten 
deutet in den Verträgen kaum etwas auf 
den damaligen Wohnungsmarkt hin. Für 
den Mieter nachteilige Formularklauseln 
kennen wir ja auch aus den jetzigen ent-
spannteren Zeiten.

Ein Mietvertrag vom Juli 1954 gibt als 
Vermieterin an: „NEUES HEIM Gemein-
nützige Wohnungsbaugesellschaft m.b.H.“. 
Daneben hat später Kurt Hunger, der lang-
jährige Vorsitzendes des Mietervereins, mit 
roter Tinte vermerkt: „jetzt Neue Heimat.“ 
Auch diesen Namen kennen viele Mieter 
nicht mehr: Es war die Vorläuferin der heu-
tigen GWG.

Die Wohnung war damals wohl schon 
etwas Besseres, ist doch unter den mitver-
mieteten Gegenständen „1 Elektrokühl-
schrank“ aufgeführt. Ein Wermutstropfen 
fällt allerdings auf dieses Gerät. In einer 
Anlage zum Mietvertrag heißt es nämlich:

„Sämtliche Schäden und 
Reparaturen am Einbau-Kühlschrank 

sind vom Mieter durch Fachhandwerker 
ausführen zu lassen und gehen 

zu seinen Lasten ... Wenn der Einbau-
Kühlschrank unbrauchbar wird, ... hat 

der Mieter keinen Anspruch auf 
Erneuerung oder Ersatz.“

Aber die Miete musste natürlich auch 
für den Kühlschrank gezahlt werden! Das 

ist zwar juristisch nicht haltbar. Man mag 
sich aber gar nicht vorstellen, wie viele 
zigtausende D-Mark das gemeinnützige 
Wohnungsunternehmen gespart hat, weil 
die Mieter gutgläubig alle Reparaturen und 
Neuanschaffungen der mitvermieteten 
Kühlschränke aus eigener Tasche bezahlt 
haben.

VON MESSERMIETE UND 
HINTERLEGUNGSGEBÜHR

Wer das Wort „Messermiete“ liest, denkt 
vermutlich zuerst an entgeltlich überlassene 
Schneidewerkzeuge. Falsch! Gemeint ist in 
§ 2 (4) des Mietvertrags die Miete für den 
Strom- und den Gaszähler. Dafür muss-
te damals der Mieter aufkommen, ebenso 
für die „Hinterlegungsgebühr“, womit eine 
Kaution für die Zähler gemeint sein wird. 
Rechtlich zweifelhaft, zumindest heute 
unüblich, ist die dann folgende Verpflich-
tung des Mieters,

„die Installation der Gasuhr und 
des Elektro-Zählers selbst zu beantragen 

und zu bezahlen.“

Recht modern war die Regelung des 
Aufrechnungs- und Minderungsrechts 
des Mieters. § 3 (3) des NEUES-HEIM-
Vertrages von 1954 erlaubt dem Mieter 
die Aufrechnung mit Gegenforderungen, 
die Mieteminderung oder die Ausübung 
eines Zurückbehaltungsrechts, wenn er 
den Einbehalt einen Monat vor Fälligkeit 
der Miete ankündigt. Ströme von Juristen-
Schweiß sind geflossen wegen der Wirk-
samkeit oder Unwirksamkeit derartiger 
Klauseln! Erst durch Rechtsentscheide in 
den 1980er und 1990er Jahren und dann 
ab 2001 durch das neue Mietrecht wurde 
hier Klarheit geschaffen. 

In einem „Hamburger Mietvertrag“ 
von 1955 war das Aufrechnungsrecht des 
Mieters noch wesentlich stärker einge-
schränkt. 

Aus dem NEUES-HEIM-Vertrag sei 
abschließend  noch der § 13 (2) zitiert:

„Das Halten von Hühnern, Enten, Tauben, 
Kaninchen usw. ist nicht gestattet.“

Dieses Verbot erklärt sich vielleicht aus 
dem Charakter der Bramfelder Gartenstadt-
siedlung Hohnerkamp, in der der Vertrag 
verwendet wurde.

KÜNDIGUNG NACH ZEHN TAGEN

Mitunter spiegeln sich die damaligen 
Verhältnisse auf dem Wohnungsmarkt in 
besonders mieterfeindlichen Bestimmun-
gen. So lesen wir in einem „Einheits-Miet-
vertrag“ vom Juli 1952 in § 6 Ziff. 2:

„Ist der Mieter trotz Zahlungs-
aufforderung mit mehr als der Hälfte 

des fälligen Betrages [der Miete] länger 
als 10 Tage im Rückstande, so kann der 

Vermieter das Mietverhältnis fristlos 
kündigen.“

Raue Sitten, kann man da nur sagen. 
Solche Gesetze hätte der Vermieter-Verband 
„Haus & Grund Deutschland“ heute gern 
wieder, vorgeblich, um die vielbesungenen, 
aber selten gesehenen „Mietnomaden“ zu 
bekämpfen.

Die betreffende Wohnung in der 
Marienstraße in Hamburg-Harburg war 
mit einer Narag-Heizung ausgestattet. Es 
handelt sich dabei um eine Etagenhei-
zung mit einer koksbefeuerten zentralen 
Brennstelle, meist in der Küche oder dem 
Bad. Narag steht für Nationale Radiator-
Gesellschaft, wie im Internet herauszu-
finden ist. Sofern die so ausgestatteten 
Wohnungen nicht von den Vermietern 
modernisiert wurden, haben vielfach die 
Mieter selbst die alten Narag-Öfen durch 
Gasfeuerungen ersetzt. Das ist übrigens 
ein Grund dafür, dass es im Hamburger 
Mietenspiegel noch immer Wohnungen 
„ohne Sammelheizung“ gibt: eine Heizung 
ist natürlich vorhanden, aber eben nicht 
vom Vermieter gestellt. ፛

(Fortsetzung im nächsten Heft)

Es war einmal –
IN ALTEN MIETVERTRÄGEN GEBLÄTTERT (FOLGE 6) 

SERIE
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Von Volker Stahl

Skandal im Seniorenzentrum Kaltenkir-
chen: Das DRK trickste alte Leute mit 
neuen Verträgen aus.

Als die Hamburgerin Maria-Luise Hop-
pe im März 2007 in das neu gebau-
te Seniorenzentrum des Deutschen 

Roten Kreuzes (DRK) am Krausen Baum in 
Kaltenkirchen einzog, war ihre Freude groß. 
Die Seniorin hatte nicht nur eine gemütli-
che Einzimmerwohnung mit Pantry in der 
Einrichtung des betreuten Wohnens gefun-
den, in der sie sich selbst versorgen kann, so 
lange es geht: „Die Familie meines Sohnes 
wohnt in unmittelbarer Nähe. Meine Enkel 
kommen auf dem Nachhauseweg von der 
Schule am Haus vorbei, rufen oft ‚Hallo 
Omi, bist du da’?“ Auch die Brutto-Miete 
von rund 600 Euro für die Pensionswoh-
nung – darin enthalten: 60 Euro Betreu-
ungspauschale – bewegte sich im Rahmen 
ihrer finanziellen Möglichkeiten.

Alles war gut. Bis die heute fast 81 Jah-
re alte Dame die erste Nebenkostenabrech-
nung in ihrem Briefkasten vorfand. Weil 
ihr der Nachzahlungsbetrag recht hoch 
erschien, wandte sie sich an den Mieterver-
ein zu Hamburg, dessen Mitglied sie seit 
1984 ist. Als ihr Berater Bernd F. Schwarze 
das DRK um Klärung bat, lautete die Ant-
wort von Geschäftsführer Stefan Gerke am 
13. August 2008: „Aufgrund der zurzeit 

laufenden Wirtschaftsprüfung des Senio-
renzentrums liegen mir nicht alle Informa-
tionen vor.“ Gerke versprach, detaillierte 
Erläuterungen folgen zu lassen. 

Die kamen jedoch nie. Denn kurze Zeit 
später stellte der Mieterverein fest, dass es 
sich bei den Verträgen von Frau Hoppe und 
der 44 anderen Bewohner des Heims um 
Inklusiv-Mieten handelt. Das bedeutet: Fast 
alle Nebenkosten-Posten sind in der Mie-
te bereits enthalten. Das DRK darf Nach-
forderungen z. B. bei Grundsteuer, Müll, 
Wasser- und Sielgebühren etc. nicht erhe-
ben. „Da war dem unerfahrenen DRK-Chef 
offenkundig ein Fehler unterlaufen, den die 
Bewohner durch das Unterschreiben einer 
dubiosen Ergänzungsvereinbarung ausba-
den sollen“, sagt Schwarze.  

Denn seinen Fehler korrigierte das DRK 
mit einem Trick: Kurzerhand und mit fal-
schen Versprechungen („Alles viel über-
sichtlicher und anwaltlich geprüft“) wurden 
die Senioren auf einer eiligst einberufenen 
Versammlung überrumpelt. Ohne über die 
rechtlichen Konsequenzen ihrer Unter-
schrift aufgeklärt zu werden, unterzeichne-
ten sie neue Verträge. Die sehen nunmehr 
eine separate Abrechnung der Nebenkosten 
vor. Das Problem: Die Verträge sind für die 
Mieter ungünstiger. So soll Maria-Luise 
Hoppe 287,52 Euro für 2007 und 198,95 
Euro für 2008 nachzahlen. „Im alten Miet-
vertrag gibt es dafür keine Grundlage“, so 
Schwarze. 

„Eine skandalöse und unprofessionelle 
Vorgehensweise“, kommentiert Dr. Eckard 
Pahlke, Vorsitzender des Mietervereins zu 
Hamburg die Taschenspielertricks des DRK, 
„es ist einfach unglaublich, dass Derartiges 
unter dem Briefkopf des Deutschen Roten 
Kreuzes abgesegnet wurde.“ Bestehe ein 
gültiger Mietvertrag, müsse der Mieter nie 
einer Änderung zustimmen. „Wer unsicher 
ist, sollte sich zunächst Informationen ein-
holen“, rät Pahlke.

Hätte Maria-Lusie Hoppe ihre „falsche“ 
Nebenkostenabrechnung nicht zur Über-
prüfung ausgehändigt, wäre das dubiose 
Gebaren des DRK nie ruchbar geworden. 
Jetzt kann zumindest das Mietervereinsmit-
glied hoffen, von Nachzahlungen verschont 
zu bleiben. Denn immer wenn Abrechnun-
gen mit der Aufforderung kommen, die 
strittigen Nebenkosten zu zahlen, lautet der 
Rat des Mietervereins: „Keinen Cent zah-
len!“ Den Versuch, das Geld einzuklagen, 
hat das DRK bisher nicht unternommen. 
„Momentan herrscht Stillstand. Aber not-
falls müssen eben die Gerichte entscheiden“, 
sagt Bernd F. Schwarze.

Spuren hat das rüde Vorgehen des DRK 
bei der alten Dame, die sich „über den Tisch 
gezogen“ fühlt, dennoch hinterlassen: „Erst 
wird man überrumpelt. Und dann schreibt 
Herr Gerke vom Roten Kreuz mir, ich kön-
ne ja ausziehen, wenn es mir nicht passe.“ 
Sie sei sehr enttäuscht, sagt Maria-Luise 
Hoppe leise. ፛

Jetzt wohnt Frau Hoppe „exklusiv“

Links: Frau Hoppe mit 
ihrer Nebenkostenabrechnung. 

Unten: Der Eingang zum 
Seniorenzentrum in Kaltenkirchen. 

Fotos: stahlpress Medienbüro
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(vs) Maria Meier-Hjertqvist engagiert sich 
für die Bewohner des Osdorfer Born.

Ich lebe gerne hier. Es ist sehr ruhig, wir 
haben wenig Verkehr und noch viel 
Grün“, sagt Maria Meier-Hjertqvist. 

Doch wer denkt, die Dame wohnt in 
Blankenese, Rissen oder Nienstedten, 
der irrt. Die in ihrem Viertel stark enga-
gierte 61-Jährige nennt seit 1978 den 
bis heute als Problemkiez verschrie-
nen Osdorfer Born ihr Domizil. „Der 
Stadtteil ist viel besser als sein Ruf “, 
betont Meier-Hjertqvist, die „am Born“ 
besonders die angrenzende Feldmark, 
die vielen Betätigungsmöglichkeiten, 
das Schwätzchen auf der Straße und 
das gute nachbarliche Miteinander 
schätzt. „Hier kennt jeder jeden, es 
ist wie auf dem Dorf.“ 

Dass die vor 40 Jahren erbaute 
Retortensiedlung mit der auf den 
ersten Blick unwirtlichen Architektur 
nie so weit abgerutscht ist, wie es Sensa-
tionsberichte der Hamburger Boulevardme-
dien bisweilen kolportieren, ist Menschen 
wie Maria Meier-Hjertqvist zu verdanken. 
Seit ihrem Zuzug aus dem quirligen Eims-
büttel („Nur am Anfang habe ich den Tru-
bel, der dort herrscht, vermisst“) engagiert 
sie sich vor Ort. Zunächst in der Elternver-
tretung, als ihre heute 28 und 32 Jahre alten 
Söhne zur Schule gingen. Später in kirchli-
chen Einrichtungen und seit zehn Jahren in 
der Borner Runde.

Die im Jahr 2000 von Privatleuten, 
Vereinen und Institutionen gegründete 

Einrichtung ist das Sprachrohr der Men-
schen im Viertel. „Uns war es wichtig, dass 
die Bürger unabhängig entscheiden und 
mit einer Stimme reden“, sagt die Aktivis-
tin, „deshalb haben Parteienvertreter zwar 
Rede-, aber kein Stimmrecht.“ Die gelern-
te Verwaltungsbeamtin ist von Beginn an 
Sprecherin der Runde, zu der von Erwerbs-
losen bis zu Ingenieuren alle Bevölkerungs-
gruppen gehören. 

Und sie muss oft ihre Stimme erheben. 
So setzt sie sich gegen ungerechtfertig-

te Negativ-Schlagzeilen zur Wehr, 
bemüht sich um die Integration von 
Spätaussiedlern aus der ehemaligen 
Sowjetunion, schiebt die Umgestal-

tung des Platzes am Born Center 
an, wettert gegen den Lärm und 

Flächenfraß, der der Großbau-
stelle des Deutschen Elekt-
ronen-Synchrotrons DESY 

geschuldet ist. 
Besonders wichtig sind 

ihr die Interessen der Mieter. 
„Viele Alte und Spätaussiedler 

gehen nicht gegen ungerechtfer-
tigte Mieterhöhungen von SAGA GWG 

vor, weil sie Angst haben“, ärgert sich die 
Chefin der Borner Runde. Diese Ängste 
versucht sie abzubauen – auch mit Hil-
fe des Mietervereins zu Hamburg, dessen 
Experten zweimal im Monat vor Ort zur 
Beratung und zum Gedankenaustausch zur 
Verfügung stehen. 

Die Probleme der Mieter sind zahl-
reich. Viele fürchten nach der kürzlich 
erteilten Genehmigung zum Abholzen 
des Buchenhofwaldes an der Osdorfer 
Landstraße um den Fortbestand der grü-
nen Ausgleichsflächen im Born – und ein 
damit verbundenes weiteres Zerschneiden 
der Landschaft. Ständige Ärgernisse sind 
der Dauerlärm der Großbaustelle und die 
mangelnde Bereitschaft von SAGA GWG, 
diesbezüglich Mietminderungen zu akzep-
tieren. „Deshalb“, sagt Meier-Hjertqvist, 
„bin ich heilfroh, dass die Kooperation 
mit dem Mieterverein so hervorragend 
funktioniert.“ ፛

PORTRÄT: MARIA MEIER-HJERTQVIST

„ Unabhängig entscheiden, mit einer Stimme reden“

(ko) Dass man eine Nebenkostenab-
rechnung innerhalb von zwölf Mona-
ten, gerechnet ab dem Ende des 
Abrechnungszeitraums, dem Mieter 
vorlegen muss, hat sich bei den meis-
ten Vermietern herumgesprochen. So 
schickte eine Vermieterin ihrer Miete-
rin am 31. Dezember 2009 um 23.57 Uhr 
eine E-Mail mit der Abrechnung für das 
Kalenderjahr 2008.

Grund der Eile: Vermieter, die die 
Jahresfrist versäumt haben, sind 
in aller Regel von Nachforderun-

gen ausgeschlossen. Dabei kommt es 
nicht auf das Datum der Absendung an, 
sondern auf den Tag des Zugangs beim 

Mieter. So glaubte Vermieterin Edda M., 
ihre Nachzahlungs-Forderung durch die 
Mail in (fast) letzter Minute „gerettet“ 
zu haben.

Von ihrem Berater beim Mieterver-
ein erfuhr die Mieterin Silvia R. aber zu 
ihrer Freude, dass sie die Nachzahlung 
nicht zu erbringen braucht. Zwar kann 
man eine Nebenkostenabrechnung per 
E-Mail schicken. Die Mail war auch 
rechtzeitig abgeschickt worden, aber der 
Mieterin ging die Nachricht erst beim 
Öffnen ihres Mail-Postfachs zu. Und 
da war das alte Jahr schon abgelaufen. 
Mieter sind ja nicht verpflichtet, einige 
Sekunden vor dem Jahreswechsel in ihren 
Mailordner zu schauen, ob vielleicht ein 

fristwahrendes Abrechnungsschreiben 
ihres Vermieters eingetroffen ist. 

Tipp vom Mieterverein: 

Wenn Sie eine Abrechnung - oder ein 
sonstiges Schreiben des Vermieters - per 
E-Mail erhalten, drucken Sie es aus und 
heften Sie es zu Ihren Mieteunterlagen. 
Kommt eine Abrechnung per Post oder 
durch einen Boten, notieren Sie darauf, 
wann genau (Tag, Uhrzeit) Sie es aus 
dem Briefkasten genommen haben bzw. 
wann es Ihnen übergeben wurde. Wenn 
Sie im Zweifel sind, ob das Schrei ben 
verspätet angekommen ist, fragen Sie 
den Mieterverein. ፛

Zu spät abgerechnet?
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(vs) Bezahlbare Wohnungen sind in der 
Hafencity Mangelware. Zurzeit wird 
der neue Stadtteil von Büros und in der 
Mehrzahl luxuriösen Eigentumswoh-
nungen geprägt. Zwar sind mittlerweile 
sieben Baugenossenschaften in Euro-
pas größtem Neubaugebiet aktiv, doch 
die Wohnungen der Genossen machen 
nur einen Bruchteil der Bebauung aus. 
Wenn der Stadtteil um 2020 fertigge-
stellt sein wird, sollen nach Auskunft 
von Hafencity-Entwicklungschef Jür-
gen Bruns-Berentelg 1.400 Einheiten in 

diesem Segment entstanden sein. Die 
preisgünstigsten Mietwohnungen kos-
ten heute 9,60 Euro pro Quadratmeter 

– nicht gerade ein Schnäppchen. 
Jetzt soll dieser Entwicklung entge-

gengesteuert werden. Nach der Überar-
beitung des Masterplans für die östliche 
Hafencity soll der Wohnanteil dort bis 
zu 70 Prozent betragen, Sozialwohnun-
gen inklusive. Im Quartier Am Lohse-
park werden 350 Wohnungen entstehen, 
darunter erstmals 70 geförderte Miet-
wohnungen. Gesucht werden Bauher-

ren mit hohem ökologischen Anspruch, 
bevorzugt Baugemeinschaften und 
Baugenossenschaften. Die Frist für die 
Angebotsabgabe endete am 8. März. 
Baubeginn: Dezember 2011.

„Die Hafencity wird mit dem Loh-
separk noch grüner und mit den ersten 
öffentlich geförderten Mietwohnungen 
auch für Familien mit niedrigeren Ein-
kommen erschwinglich“, jubelt Stadtent-
wicklungssenatorin Anja Hajduk (GAL), 

„das ist ein wichtiger Schritt auf dem Weg 
zu einem lebendigen Quartier.“ ፛

Von Klaus Sanmann

Was ist zu beachten, wenn man durch 
Erbfolge oder Testament zum Mieter der 
Wohnung eines Verstorbenen wird? 

Gertrud S. ist verzweifelt, als sie dem 
Außendienstmitarbeiter des Mieter-
vereins die Wohnung ihrer verstor-

benen Tochter zeigt. Seit einigen Jahren hat 
die Tochter an einer schweren psychischen 
Erkrankung gelitten und keinen Menschen 
in die Wohnung gelassen. Auch wenn nicht 
alle Mängel, deren Beseitigung der Ver-
mieter fordert, berechtigt sind – es bleiben 
Schäden von rund 3.000 Euro. Zusätzlich 
sind die Räumung und Reinigung der Woh-
nung zu bezahlen sowie drei Monatsmieten 
bis zum Ablauf der Kündigungsfrist. Ver-
mögen hat ihre Tochter nicht hinterlassen, 
und Gertrud S. verfügt nur über ein gerin-
ges Einkommen, mit dem sich die anste-
henden Kosten keinesfalls decken lassen. 
Weitere Erben gibt es nicht.

Nach geltendem Mietrecht geht der 
Mietvertrag beim Tod des Mieters auf sei-
ne Erben mit allen Rechten und Pflichten 
über. Diese Bestimmung soll vor allem 
Angehörige schützen, die mit dem Verstor-
benen gemeinsam in der Wohnung gelebt 
haben. Auch Erben, die dort nicht gewohnt 
haben, können – sofern der Vermieter nicht 
widerspricht – in die Wohnung einziehen 
und den Vertrag fortsetzen. In den meis-
ten Fällen haben die Erben jedoch keinen 
Bedarf an dieser Wohnung. Der Mietvertrag 
kann dann mit einer Frist von drei Monaten 
gekündigt werden. Bei Vertragsende ist die 
Wohnung geräumt und in einem vertrags-
gemäßen Zustand zurückzugeben. Welche 

Arbeiten der Vermieter von den Erben 
dabei fordern kann, hängt entscheidend 
davon ab, ob es eine wirksame Klausel zu 
Schönheitsreparaturen gibt. 

Wer ein Erbe antritt, übernimmt nicht 
nur das Vermögen des Erblassers, sondern 
im schlimmsten Fall erhebliche Schulden. 
Der Gesetzgeber hat daher die Möglichkeit 
vorgesehen, das Erbe beim Nachlassgericht 
auszuschlagen – unabhängig davon, ob man 
durch Testament oder Erbfolge zum Erben 
geworden ist. Aber Achtung: Die Ausschla-
gung ist nur innerhalb einer Frist von sechs 
Wochen möglich – gerechnet von dem Zeit-
punkt, an dem man Kenntnis von der Erb-
schaft erlangt hat. Danach gilt das Erbe als 
angenommen.

Wer das Erbe ausschlägt, wird gesetzlich 
so behandelt, als wäre er nie Erbe gewesen. 
Im Falle von Frau S. bedeutet dies, dass sie 
keinerlei Zahlungen an den Vermieter ihrer 
verstorbenen Tochter leisten muss. 

Der Verzicht auf das Erbe hat jedoch 
auch negative Auswirkungen. Jeglicher 
Anspruch auf die persönlichen Dinge des 
Verstorbenen ist erloschen: Das gilt z.B. 
für Schmuckstücke und Möbel, aber auch 
für persönliche Dinge wie Briefe oder 
Fotos. Nur wenn der Nachlassverwalter 
ausdrücklich seine Zustimmung erklärt, 
dürfen Gegenstände aus dem Nachlass 
entnommen werden. Wer dies nicht beach-
tet, macht sich unter Umständen strafbar 

(Unterschlagung)!
Für viele Erben stellt sich die Frage, 

wer für die Beerdigungskosten aufkommt. 
Das BGB bestimmt, dass die Kosten der 
Beerdigung aus der Erbmasse zu bezahlen 
sind. Gibt es jedoch keinerlei hinterlassenes 
Vermögen, müssen die Angehörigen für die 
Beerdigung aufkommen. Wer zu den Ange-
hörigen gerechnet wird, regelt in Hamburg 
das Hamburgische Bestattungsgesetz sehr 
weitläufig. Das Ausschlagen einer Erbschaft 
befreit daher nicht zwangsläufig von den 
Beerdigungskosten! Nur wer nachweislich 
nicht in der Lage ist, eine Beerdigung zu 
finanzieren, kann eine staatliche Unterstüt-
zung erhalten. 

Nicht immer wird sich die Situation 
der Erben so dramatisch darstellen wie bei 
Frau S. In vielen Fällen werden zumindest 
Ersparnisse in einer solchen Höhe vorhan-
den sein, dass damit die Beerdigung bezahlt 
werden könnte. Gibt es in einem solchen Fall 
jedoch berechtigte Ansprüche des Vermie-
ters oder von sonstigen Gläubigern, sollte 
eine sorgfältige Abwägung erfolgen. Schla-
gen die Erben das Erbe aus, dann entste-
hen zwar Beerdigungskosten, die man aber 
gegenüber dem Nachlassverwalter geltend 
machen kann. Ob der Nachlasspfleger die 
Beerdigungskosten dann vorrangig erstat-
tet oder nur anteilig im gleichen Verhältnis 
wie die anderen Forderungen, hängt vom 
Einzelfall ab. ፛

Wohnungs-
auflösung durch 
die Erben

Erste Sozialwohnungen in der Hafencity

VERMISCHTES
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(vs) Im Artikel 4 der EU-Gleichbehand-
lungsrichtlinie werden Maßnahmen 
gefordert, um Menschen mit Behinderun-
gen einen diskriminierungsfreien Zugang 
u. a. zu Wohnraum zu gewährleisten. So 
weit, so gut. Nach der Ende 2009 über-
arbeiteten Richtlinie sollen Vermieter 
zum behindertengerechten Umbau ihrer 
Wohnungen verbindlich verpflichtet wer-
den. Bisher musste nur der Staat einen 
barrierefreien Zugang zu öffentlichen 
Gebäuden herstellen – jetzt sollen auch 
private Vermieter in die Pflicht genom-
men werden.

Konkret soll der Richtlinienentwurf 
COM 2008/426 Folgendes regeln: 
Den effektiven Zugang von Menschen 

mit Behinderungen zu Sozialschutz, sozia-
len Vergünstigungen, Gesundheitsdiensten 
und Bildung sowie den Zugang zu und die 
Versorgung mit Gütern und Dienstleistun-
gen, die der Öffentlichkeit zur Verfügung 
stehen – einschließlich Wohnraum. „Bei 
strenger Auslegung der Richtlinie würde 
dies bedeuten, dass Millionen Wohnungen 
in Europa behindertengerecht umgebaut 
werden müssen, noch bevor überhaupt kon-
krete Anfragen von behinderten Interessen-
ten kommen“, gab die Frankfurter Allgemei-
ne Zeitung am 30. Januar zu bedenken und 
rechnete vor: „Diese Umbaupflicht könnte 
viele Milliarden Euro kosten.“

Die Vermieter-Verbände lehnen den 
Vorstoß der EU-Bürokraten strikt ab und 
kündigten für den Fall der Umsetzung der 
Richtlinie die Umlegung der Kosten auf 
die Mieter an. Kein Wunder, dass auch 
die Mieterorganisationen vorsichtig auf 
den EU-Vorstoß reagieren. „Bei genauer 
Betrachtung sieht man, dass in der EU-
Gleichbehandlungsrichtlinie jede Menge 
Ausnahmen von der Verpflichtung vorge-
sehen sind, wenn es sich um eine unverhält-
nismäßige Belastung handeln sollte“, sagt 
Barbara Steenbergen von der International 
Union of Tenants.

Die Leiterin des Verbindungsbüros der 
internationalen Mieterorganisation zur EU 
hält es „grundsätzlich für sinnvoll, beim 
Neubau von Wohnungen den Grundsatz 
der Barrierefreiheit zu beachten.“ Schwie-
rig werde es aber immer, wenn bestehender 
Wohnraum barrierefrei umgebaut werden 
soll, gibt Steenbergen zu Bedenken: „Hier 
kann es sehr teuer werden. Den-
noch gibt es langfristig gesehen 
keine Alternativen –  unsere 
Bevölkerung wird immer älter, die 
Mobilität der Menschen wird entspre-
chend abnehmen.“ Und: die meis-
ten Menschen möchten so lange 
wie möglich in ihrer vertrauten 
Umgebung wohnen bleiben. 
Wenn dann ein fehlender Fahr-
stuhl zum Auszugsgrund werde, 

sei das sehr bitter, so Steenbergen: „Dies ist 
aber die Realität: Europaweit sind gerade 
ein Prozent der Wohnungen altengerecht 
umgebaut worden.“

Damit die Kosten nicht bei den Mietern 
landeten, müsse ein altengerechter Umbau 
aus öffentlichen Fördermitteln finanziert 
werden, fordert die internationale Mieter-
organisation. Die Kreditanstalt für Wie-
deraufbau hat jüngst ein entsprechendes 
Programm aufgelegt. 

Die Richtlinie ist allerdings vom EU-Rat 
zunächst auf Eis gelegt worden, da noch 
zu viele Rechtsunsicherheiten und offene 
Fragen bestehen. „Es ist nicht damit zu 
rechnen, dass es in nächster Zeit zu einer 
Entscheidung kommt“, schätzt Barbara 
Steenbergen. ፛

HAUS & GRUND VERLÄSST SPITZENVERBAND DER IMMOBILIENWIRTSCHAFT

Streit um Mietrecht, Mietnomaden und Kündigungsfristen

EU-Träume: Hausumbau für Behinderte

(dmb/vs) Die von Haus & Grund ver-
tretenen Forderung nach Mietrechts-
änderungen, neuen Kündigungsfristen 
sowie die plakative und überspitzte 
Beschreibung von Mietnomaden-
Fällen sind offensichtlich selbst in der 
Immobilienwirtschaft nicht mehr-
heitsfähig“, kommentierte der Direktor 
des Deutschen Mieterbundes, Lukas 
Siebenkotten, den Austritt von Haus 
& Grund aus der Bundesvereinigung 
Spitzenverbände der Immobilienwirt-
schaft Ende Januar 2010.

Siebenkotten betonte, dass für die 
Immobilienwirtschaft ersichtlich weder 
die bestehenden asymmetrischen Kün-
digungsfristen ein Problem seien noch 
Mietminderungsrechte bei energetischen 
Modernisierungsmaßnahmen. 

„Nach Angaben des Bundesverbandes 
deutscher Wohnungs- und Immobilien-
verbände sind bundesweit 57,1 Prozent 
der Wohnungen energetisch vollstän-
dig bzw. teilweise modernisiert. In den 

neuen Bundesländern sind über 80 Pro-
zent der GdW-Wohnungen energetisch 
modernisiert worden. Hier haben das 
Mietrecht und das Mietminderungs-
recht offensichtlich niemanden gestört“, 
so Siebenkotten. 

Auch die von Haus & Grund behaup-
teten Zahlen zu Mietnomaden-Fällen 
und die hieraus abgeleiteten Forderun-
gen nach Mietrechtsänderungen sind in 
weiten Teilen der Wohnungswirtschaft 
offenbar nicht nachvollziehbar. So geht 
beispielsweise auch der Vorsitzende des 
Deutschen Mietgerichtstags, Ulf Börs-
tinghaus, in einem Interview (siehe S. 20) 
in der Februar-Ausgabe der MieterZei-
tung nur von etwa 1.000 Fällen jährlich 
in Deutschland aus. 

Derweil kündigte Haus & Grund an, 
die Interessen der Hauseigentümer künf-
tig in einer klaren Sprache formulieren 
und nicht länger Rücksicht auf andere 
nehmen zu wollen. „Der Austritt liegt 
darin begründet, dass die private und die 

unternehmerische Wohnungswirtschaft 
in der Vergangenheit nur auf wenigen 
Politikfeldern zu gemeinsamen Positi-
onen gefunden haben“, erklärt Heinrich 
Stüven, Vorsitzender des Grundeigen-
tümer-Verbandes Hamburg, den Schritt. 
Insbesondere seien die Interessen der 
privaten Eigentümer beim sogenannten 
Stadtumbau Ost seit Jahren vernachläs-
sigt worden.

Andererseits stelle die Politik jedoch 
in naher Zukunft entscheidende Wei-
chen für die privaten Vermieter, die 
nahezu zwei Drittel des Wohnungsbe-
standes in Deutschland anböten, so Stü-
ven weiter: „In dieser Situation haben die 
privaten Grundeigentümer allen Anlass, 
ihr eigenständiges Profil herauszustel-
len und zu unterstreichen.“ Der Austritt 
bedeute allerdings nicht, dass bei zent-
ralen Themen der Wohnungswirtschaft 
die Spitzenverbände der Wohnungswirt-
schaft nicht auch weiterhin das Gespräch 
suchten. ፛
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Architektur in Hamburg
(vs) Das von der Hamburgischen Archi-
tektenkammer herausgegebene Jahrbuch 
ist für an Stadtentwicklung und Archi-
tektur Interessierte eine Pflichtlektüre.

Im aktuellen Teil des Periodikums wer-
den attraktive Wohnalternativen zum 
Einfamilienhaus in Bergedorf, die neue 

Hafencity-Schule, der Wohnturm am Sand-
torhafen und das innerstädtische Quartier 
Scheideweghöfe vorgestellt. Dort, mitten 
im Eimsbütteler Generalsviertel, entstan-
den 116 Eigentumswohnungen im mittle-
ren Preissegment. Gesamtkosten: 16,2 Mil-
lionen Euro. Die Terrassenhöfe verdichten 
die im Zweiten Weltkrieg teilzerstörte 
Bebauung an einem attraktiven Wohnort 
und zeigen, so die Redaktion, „Wege aus 
der Wohnungskrise“. Denn die habe inzwi-
schen „erschreckende Ausmaße“ angenom-
men: Die wenigen neu entstehenden Sied-
lungen in Rahlstedt, Lokstedt und Farmsen 
seien auf solvente Familien zugeschnitten, 
um deren Abwanderung ins Umland zu 

verhindern. Bezahlbare neue Mietwoh-
nungen im innerstädtischen Bereich dage-
gen: Fehlanzeige! Das urbane Wohnen in 
der inneren Stadt, kritisieren die Autoren, 
werde immer mehr zu einem Privileg der 
Besserverdienenden.

Die Wohnungsknappheit im weiter 
wachsenden Hamburg sei hausgemacht, 
schreibt Renate Szameitat in ihrem Beitrag 

„Stadt für alle!“. Denn die Bautätigkeit sei 
seit Mitte der 1990er Jahre massiv zurück-
gegangen – von 9.750 Wohnungen 1995 auf 
nur noch 3.173 Wohnungen im Jahr 2007. 
Wo neue Wohnungen entstünden, handele 
es sich meist um „Angebote im Premium-
segment“. Und es kommt noch schlimmer: 
Da die Zahl der Sozialwohnungen jährlich 
um 5.000 sinkt, wird sich die Situation für 
Geringverdiener und Empfänger staatlicher 
Transferleistungen weiter verschärfen.

In der Rubrik „Hamburger Feuilleton“ 
diskutiert Till Briegleb das sich verändern-
de Gesicht der Innenstadt, Dirk Meyhöfer 
bedauert das – in der Öffentlichkeit kaum 

registrierte – endgültige Verschwinden der 
Pfeilerbahn im Hafen, und Hermann Hipp 
sorgt sich um das Verschwinden der die 
Hansestadt prägenden Backsteinkultur hin-
ter „Wärmedämmverbundsystemen“. ፛

Energieausweis

Nach Informationen des Deutschen 
Mieterbundes haben sich EU-Kom-
mission, -Parlament und -Rat auf den 

Inhalt einer EU-Richtlinie zum Gebäude-
energieverbrauch verständigt. Ein wesent-
licher Inhalt sind die Regelungen zur Ver-
schärfung des Energieausweises. Danach 
schreibt die EU-Richtlinie vor, dass der 
Energiekennwert in Wohnungsanzeigen 
künftig veröffentlicht werden muss. Der 
Energieausweis muss Kauf- oder Mietinte-
ressenten zukünftig nicht nur zur Einsicht-
nahme vorgelegt, sondern dem Käufer oder 
Mieter aushändigt werden. Die EU-Richt-
linie wird vermutlich Mitte 2010 veröffent-
licht und muss dann spätestens bis 2012 in 
nationales Recht umgesetzt werden. ፛ 

Architektur in Hamburg, Jahrbuch 2009, 
Junius Verlag, 207 Seiten, 39,90 Euro

Kündigungskalender 
Aus der nachstehenden Tabelle können Mieter ablesen, bis zu welchem Datum eine 

Kündigung dem Vermieter zugegangen sein muss, damit der betreffende Monat bei der  
Kündigungsfrist mitzählt. Sodann nennen wir jeweils den Tag, an dem das Mietverhältnis 
bei dreimonatiger Kündigungsfrist endet, und schließlich den Termin für die späteste 
Rückgabe der Wohnung. Die Termine gelten auch bei einer vom Vermieter ausgespro-
chenen Kündigung mit dreimonatiger Frist.

Kündigungszugang
spätestens am

Mietverhältnis
endet am

Räumung in Hamburg*
bis 12 Uhr mittags am

Di., 5. Januar 2010 31. März 2010 Do., 1. April 2010

Mi., 3. Februar 2010 30. April 2010 Mo., 3. Mai 2010

Mi., 3. März 2010 31. Mai 2010 Di., 1. Juni 2010

Di., 6. April 2010 30. Juni 2010 Do., 1. Juli 2010 

Mi., 5. Mai 2010 31. Juli 2010 Mo., 2. August 2010 

Do., 3. Juni 2010 31. August 2010 Mi., 1. Sept. 2010

*gemäß hamburgischem Landesrecht. Die Folgetermine nennen wir im nächsten Heft. 
  Hinweis: Feiertage außerhalb Hamburgs sind nicht berücksichtigt.

VERMISCHTES

Mit 30.234 Müllsäcken versorgte 
die Stadtreinigung Hamburg die 
Teilnehmer der Frühjahrsputzak-

tion „Hamburg räumt auf“ im vergangenen 
Jahr. 51.100 fleißige Sammler hatten sich 
in 771 Putzinitiativen zusammengefunden 
und sammelten ausgerüstet mit Hand-
schuhen und Greifzangen zehn Tage lang 
Müll. Mit rund 280 Tonnen Abfällen liefer-
ten sie dabei ein beachtliches Ergebnis ab. 
Auch in diesem Frühling (20. bis 29. März) 
heißt es wieder: Packen wir es an! ፛ 
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(ko) Wie ist die Rechtslage, wenn ein 
Vermieter eine Wohnung mehrfach ver-
mietet? So etwas kommt immer mal vor, 
beispielsweise im Zuge von Moderni-
sierungsmaßnahmen: Für die Dauer der 
Baumaßnahme erhält der reguläre Mie-
ter eine Ersatzwohnung. Will er nach 
Abschluss der Arbeiten wieder zurück in 
seine Wohnung, ist die an einen Dritten 
neu vermietet worden. 

Der betroffene Mieter hat schlechte 
Karten: Nach einer Entscheidung des 
Kammergerichts Berlin kann der Ver-

mieter entscheiden, welchen Vertrag er erfüllt 
und an welchen Mieter er Schadenersatz zahlt 
(Beschluss vom 25.1.2007, 8 W 7/07). 

Im vom Kammergericht entschiede-
nen Fall hatte ein betroffener Mieter eine 
einstweilige Verfügung gegen den Vermie-
ter beantragt, um zu verhindern, dass das 
Mietobjekt an einen Dritten übergeben 
wird, der ebenfalls einen Mietvertrag mit 
dem Vermieter abgeschlossen hatte.

Das Kammergericht wies den Antrag 
auf einstweilige Verfügung jedoch zurück 
und betonte, dass allein der Vermieter ent-
scheiden könne, an wen er vermietet und 

wem er die Mietsache übergibt. Jede andere 
Entscheidung öffne dem Zufall Tür und Tor. 
Dann würde letztlich derjenige Mieter Ver-
tragspartner, der zuerst eine entsprechende 
einstweilige Verfügung beantragt hätte. Im 
Fall der Doppelvermietung gebe es aber 
keinen Grundsatz der Priorität, sondern 
es gelte der Grundsatz der Vertragsfreiheit. 
Das bedeutet, die beiden „geprellten“ Mie-
ter müssen warten, bis sich der Vermieter 
entscheidet. Der „Erstmieter“ hat jeden-
falls keine Chance, durch eigene rechtliche 
Schritte den in der Wohnung lebenden Mie-
ter zu verdrängen. ፛

Von Klaus Sanmann

617 Rückmeldungen sind bis Ende 2009 
auf die Umfrage des Mietervereins zu 
Hamburg eingegangen, die wir anläss-
lich des Tages gegen Lärm im April 2008 
gestartet hatten.  „Wer fühlt sich durch 
Lärm in seiner Wohnung gestört, und 
was sind die wesentlichen Lärmquel-
len?“, hatten wir sowohl im Internet als 
auch im MieterJournal gefragt.

Da unsere Umfrage fast ausschließlich 
Menschen angesprochen hat, die sich 
durch Lärm gestört fühlen, weichen 

die Ergebnisse von denen anderer, reprä-
sentativer Befragungen erheblich ab. 

In fast 90 Prozent der zurückgesende-
ten Fragebögen (siehe Tabelle) werden die 
Nachbarn als störende Lärmquelle ange-
geben. Der Straßenverkehr – in anderen 
Untersuchungen als wichtigste Lärmquelle 
ermittelt – wird nur von rund 32 Prozent 
als belastend benannt. 73 Prozent derjeni-
gen, die von Nachbarschaftslärm betroffen 
sind, stören sich an der Missachtung der 
Ruhezeiten. Es wird zu laut ferngesehen 
und Musik gehört, gestritten und gefeiert. 
Wenn Gebäude hellhörig sind, ist beson-
dere Rücksichtnahme von allen Beteiligten 
gefordert. Aber gerade daran mangelt es 
häufig; für die meisten Lärmbetroffenen 
(83 Prozent) sind daher auch Gedanken- 
und Rücksichtslosigkeit die eigentliche 
Ursache des Problems. 

Viele der von Nachbarschaftslärm 
betroffenen Mieter berichten, dass sie 
ihre Nachbarn und/oder den Vermieter 
angesprochen haben. Aber nur ein Drittel 
der Konfliktfälle ließ sich auf diese Weise 
lösen.

Was lässt sich tun, um das Miteinander 
unter Nachbarn zu verbessern? Patentre-
zepte gibt es nicht. Eine nachträgliche Ver-

besserung des Schallschutzes lässt sich in 
den allermeisten Fällen technisch kaum 
umsetzen. Außerdem gilt Bestandsschutz, 
wenn die zum Zeitpunkt der Bauerstellung 
gültigen Bestimmungen eingehalten wur-
den. Gerichtliche Auseinandersetzungen 
wegen Nachbarschaftslärms führen nur in 
den wenigsten Fällen zu einer Klärung der 
Situation. 

Was bleibt, ist das Gespräch zwischen 
den Nachbarn und ein fairer Interessen-
ausgleich! Da in vielen Konfliktfällen der 
Gesprächsfaden aber 
abgerissen ist, wird 
es ohne Vermittler 
nicht funktionieren. 
Hier ist entweder der 
Vermieter oder ein von 
ihm beauftragter Modera-
tor gefordert.

Um Menschen, die von Lärm-
konflikten betroffen sind, nicht allein 
zu lassen, kooperiert der Mieterverein 
seit vielen Jahren mit der Initiative 
gegen Nachbarschaftslärm. Selbst von 
Lärm betroffene und fachlich qualifi-

zierte Menschen geben Rat, was sich gegen 
Lärmbelästigungen unternehmen lässt. 
Die Initiative gegen Nachbarschaftslärm 
ist jeden 2. Dienstag im Monat von 16 bis 
17.30 Uhr telefonisch ansprechbar (Tel. 040 
/ 879 79 – 161). Im Einzelfall kann auch ein 
persönliches Gespräch in den Räumen des 
Mietervereins vereinbart werden. ፛

Nachbarn nerven mehr als Autos
UMFRAGE DES MIETERVEREINS ZUM THEMA LÄRM MIT ÜBERRASCHENDEM ERGEBNIS 

Doppelvermietung

Art der 

Nachbarschaftsstörung %

Missachtung der Ruhezeiten 73,3

Krach im Treppenhaus 41,1

Lärm auf/in 

Gemeinschaftsanlagen

13,5

häufiges Feiern 17,2

Musik/Fernseher 43,7

laute Unterhaltung/Streit 44,1

sonstige Störungen 35,6

Basis: 540 Fälle von Nachbarschaftslärm. 
Mehrfache Nennungen möglich.

VERMISCHTES
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Störende Lärmquellen %

Straßenverkehr 31,6

Fluglärm 13,0

Schienenverkehr 8,1

Gaststätten/Diskotheken 5,2

Gewerbe 4,7

Spiel- und Sportplätze, 

Schulhöfe

7,5

Nachbarschaft 87,5

Sonstiges 8,1

Basis: 617 Rückmeldungen. 
Mehrfache Nennungen möglich.
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(vs) Mönckebergstraße: Symbol für die 
Entwicklung zur modernen Metropole.

Vor einem Jahrhundert entstand, als 
Herzstück der Hamburger Innen-
stadt, die weit über die Grenzen der 

Hansestadt hinaus bekannte Mönckeberg-
straße. Benannt nach dem Bürgermeister 
Johann Georg Mönckeberg (1839–1908) 
wurde die großbürgerliche Konsummei-
le zwischen 1908 und 1913 angelegt und 
bebaut. Zum Jubiläum der Einweihung am 
26. Oktober 1909 legte der Architekturhis-
toriker Jan Lubitz ein exzellent recherchier-
tes und gut geschriebenes Buch vor, das die 
Geschichte der Straße erzählt.

Als 30 Meter breite Verbindungsachse 
zwischen dem 1906 entstandenen Haupt-
bahnhof und dem 1897 fertiggestellten Rat-
haus war die Mönckebergstraße Teil eines 
umfangreichen Sanierungsplans, der wegen 
des enormen Wachstums der Stadt im 19. 
Jahrhundert notwendig geworden war. Im 
Kaiserreich florierten die Wirtschaft und 
der Hamburger Hafen. Innerhalb weniger 
Jahrzehnte vervierfachte sich die Bevölke-
rungszahl. Um die Jahrhundertwende zählte 
man bereits über 700.000 Einwohner. Die 
alte Kaufmannsstadt war zu eng geworden. 
Die Vororte wuchsen rasant, und im Stadt-
kern begann eine Entwicklung, die bereits 
um 1900 als „Citybildungsprozess“ bezeich-
net wurde. Diese Entwicklung beinhaltete, 
neben der baulichen Veränderung, eine 
soziale Komponente: Die rücksichtslose 
Verdrängung der angestammten Arbei-
ter und ihrer Familien an den Stadtrand. 
Historisch gewachsene Wohnquartiere 
verschwanden binnen weniger Jahre und 
machten modernen Büro- und Geschäfts-
häusern Platz.

Um den Bau der Mönckebergstraße zu 

ermöglichen, wurde das alte Gängeviertel 
in der östlichen Altstadt abgerissen. Eine 
Sanierung des Gebietes war, nicht zuletzt 
aufgrund der katastrophalen hygienischen 
Zustände, dringend notwendig. Denn nur 
wenige Jahre zuvor, 1892, hatte hier die 
Cholera besonders schlimm gewütet und 
in ganz Hamburg mehr als 8.600 Todesop-
fer gefordert. 

Erste gravierende Veränderungen der 
alten Stadtstruktur mit einem in Jahr-
hunderten gewachsenen Straßengeflecht 
und dem ungeordneten Nebeneinander 
von Wohnen, Arbeit und Verkehr wurden 
bereits in der zweiten Hälfte des 19. Jahr-
hunderts durchgesetzt. 1842 hatte der ver-
heerende große Hamburger Brand mehr als 
ein Viertel des alten Stadtgebietes in Schutt 
und Asche gelegt. Die Katastrophe wurde 

als Chance begriffen und bot die Gelegen-
heit, eine städtebauliche Modernisierung 
auf den Weg zu bringen.

Jan Lubitz beschreibt nicht nur die Ent-
stehungsgeschichte der Mönckebergstrasse 
und stellt die einzelnen Bauten und deren 
Architekten vor. Der Autor vermittelt auch 
einen soliden Überblick über die Stadtent-
wicklungsgeschichte Hamburgs von der 
Mitte des 19. Jahrhunderts bis zum Bau der 
„Mö“.

Das Buch ist reich illustriert und nennt 
zahlreiche wissenschaftliche Quellen, die 
zur weiteren Beschäftigung mit dem The-
ma einladen. Wer Lubitz’ Buch gelesen hat, 
wird in Zukunft mit wacheren Augen durch 
die „City“ spazieren und beim Einkaufen in 
der „Mö“ nicht nur an Schnäppchen den-
ken. ፛

F ünfter Januar, Hoheluft, Punkt 18 
Uhr beim öffentlichen Besichti-
gungstermin. 2,5 Zimmer, Rotklin-

ker. Schlange bis auf die Straße, das Trep-
penhaus hinauf. „Zweiter Stock?“ „Nein, 
erster.“ Geduldprobe bei unter Null 
Grad. Austausch von Verwunderung und 
Erfahrungen in Sachen Wohnungssu-
che. Netter Kontakt. Warum nicht einen 
Versuch wagen? Frage ins Treppenhaus 
hinein. Bei so vielen Suchenden – dachte 

ich mir – müssten sich doch spannende 
Konstellationen freier Wohnungen erge-
ben. Wo wir hier schon alle miteinander 
warten, könnte man sich doch direkt aus-
tauschen: „Gibt es vielleicht jemanden, der 
im Umkreis eine Zwei-Zimmer-Wohnung 
hat?“ „Nein.“ „Leider nicht.“ Schweigen. 
Wohlwollende Belustigung. Austausch 
über die Lage der aktuellen Wohnung in 
Gruppen. „Ohlsdorf, nein, zu weit drau-
ßen.“ „Schnelsen? Auch nicht besser.“

Das müsste sich doch weiterspinnen 
lassen. Und der eine oder andere würde 
ohne Makler und Hausverwaltung fün-
dig. Zeit und Raum gibt’s genug. Nach 
46 Minuten: Betreten der Wohnung, nur 
jeweils sechs Personen. Estrich mit PVC in 
Holzoptik. Geschmacksache. Einer wird sie 
kriegen und sich über einen Nachmieter 
freuen.

Evelyn Schönheit, Hamburg; 
evelyn.schoenheit@gmx.de

VERMISCHTES

BUCHTIPP

Weltbekannte 
Einkaufsmeile

LESERBRIEF

Leute, sprecht miteinander!

Jan Lubitz: Die Mönckebergstraße. 
Hamburgs Weg zur Großstadt. 
Junius Verlag, Hamburg 2009, 

160 Seiten, 24,90 Euro
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Preisrätsel

Raten Sie doch wieder mit!
Mitmachen lohnt sich: Und zwar werden 

(unter Ausschluss des Rechtsweges) 10 Buchpreise im Wert bis zu 15 
Euro verlost. Bitte schreiben Sie das Lösungswort auf eine Postkarte 

und schicken diese bis zum 15. April 2010 an:

Mieterverein zu Hamburg
-Rätselredaktion-

Beim Strohhause 20, 20097 Hamburg

Oder schicken Sie eine E-Mail an:

mieterraetsel@mieterverein-hamburg.de

Die richtige Lösung in der Ausgabe 4/2009 lautete: 
PROGNOSE

Die Gewinner sind:
Karl-Heinz Arff, Inge Dworak, Reinhold Kruse, Thea Meier, 

Ruth Meyer, Birgit Pfützenreuter, Hans Walther, Peter Wedstedt, 
Änne Wehle (alle Hamburg), Franz Karl Siebke (Norderstedt)
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Der Miete-Witz 
ERNSTHAFT BETRACHTET

KOMMENTAR DES MIETERVEREINS:

Ja, ja, die Nebenkostenabrechnungen – für die meisten Mieter ein 

Buch mit sieben Siegeln! Der Wasserverbrauch ist nur eine der fast 

20 Betriebskostenarten, birgt aber häufig Ärger. Ganz akribische Ver-

mieter benutzen ein Punktesystem: Jede Person im Hause bekommt 

einen Punkt, jede Dusche, Geschirrspüler und Waschmaschine ebenfalls, 

Badewannen sogar zwei. Dann erfolgt die Abrechnung im Verhältnis der 

Wohnungspunktzahl zur Gesamtpunktzahl des Hauses. Streit ist hier 

aber vorprogrammiert, wenn z. B. ein Mieter behauptet, er habe seine 

Waschmaschine längst abgeschafft oder bade nicht. Auch das Verhältnis 

nur der Personenzahlen bringt Ärger, wenn Mieter behaupten, in Spani-

en überwintert, also nichts verbraucht zu haben, oder in der Nachbar-

schaft längerfristige Besucher entdecken. Deshalb ist die Umlage nach 

Quadratmetern, also der Wohnfläche, üblich – aber dann ungerecht, 

wenn eine Einzelperson den gleichen Anteil wie die vierköpfige Familie 

in der gleich großen Nachbarwohnung zahlen soll. Das ist allerdings 

nach Entscheidungen des Bundesgerichtshofes hinzunehmen. Gerecht 

ist die Umlage nach Verbrauch über Wasserzähler, die immer üblicher 

werden. Allerdings müssen auch da Mieter aufpassen, dass ihnen nicht 

fremd verbrauchtes Wasser berechnet wird, wie in obigem Beispiel. Das 

muss der Verantwortliche des Rohrbruchs zahlen, meist der Vermie-

ter. Denn schließlich kann dieser auch den Wasserverbrauch für das 

Waschen seines Wagens im Hinterhof nicht auf alle umlegen – alles 

Fälle, mit denen sich der Mieterverein befassen muss. 

Grundsätzlich sollten alle Abrechnungen vom Mieterverein über-

prüft werden. Auch die weiteren Betriebskosten – auf 35 Seiten im 

Mieterlexikon des Mieterbundes behandelt – bergen viele Fallen zum 

Nachteil der Mieter!

Dr. Eckard Pahlke, Vorsitzender, Mieterverein zu Hamburg

DIE LETZTE SEITE

Ze
ic

hn
un

g:
 P

et
er

 L
öw

en
ha

ge
n

MieterJournal 01/2010 · 31



Mieterlexikon 2009/2010
KOMPLETT ÜBERARBEITET 
UND AKTUALISIERT 

Informationen zum Mieterlexikon und weiteren praktischen 
Helfern rund ums Mieten finden Sie unter:

www.mieterbund.net/shop

Das Mieterlexikon 2009 / 2010 ist 
komplett überarbeitet und aktu-
alisiert worden. Ein ge ar beitet 

sind neue Gesetze und Verordnungen 
auf dem Gebiet des Wohnungs- und 
Mietrechts, wie zum Beispiel die Heiz-
kos ten ver ord nung, die Energieeinspar-
verordnung, das Wohngeldgesetz usw. 
Berücksichtigt und erklärt werden 
daneben auch hunderte von wichtigen 
Grund satz ent schei dun gen des Bun des-
ge richts hofs. Allein in den letzten bei-
den Jahren hat der Bundesgerichtshof 
über 100 Urteile gefällt, die Mieter und 
Vermieter kennen sollten. 

Alle wichtigen Fragen und Proble-
me des Mietens und Wohnens werden 
anhand von alphabetisch geordneten 
Stichworten beantwortet und in leicht 
verständlicher Sprache erklärt. Das gilt 
für die mietrechtlichen Standardthe-
men, wie Nebenkosten, Eigenbedarfs-
kündigung, Mieterkündigung, Kün-
digungsfristen, Nachmieterstellung, 
Mieterhöhung, Wohnungsmängel, 
Mietminderung, Schönheitsreparatu-
ren, Mietkaution oder Modernisierung. 
Das gilt aber auch für die typischen 
„kleinen“ Alltagsprobleme rund um 
die Wohnung, wie Lärm, Feiern, Kin-
derwagen im Hausflur, Rauchen in der 
Wohnung, Schlüssel, Haustiere usw. 

Autoren des Mieterlexikons sind 
die Mietrechtsexperten und erfahrenen 
Juristen des Deutschen Mieterbundes, 
die die juristischen Sachverhalte und 
Zusammenhängen für Mieter und Ver-
mieter sachlich und kompetent darstel-
len und erläutern. 

Die Neuauflage enthält über 3.000 
Gerichtsurteile zu mehr als 500 Stich-
worten auf rund 700 Seiten. Den Miet-
rechtsklassiker des Deutschen Mieter-
bundes gibt es in Deutschland seit über 
30 Jahren. Mit einer bisher verkauften 
Auflage von über 800.000 Exemplaren 
gehört das Mieterlexikon zu den führen-
den Fachbüchern in Deutschland.

ISBN: 978-3-933091-76-5 · 700 Seiten · 13 €


